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Stenographischer Bericht
über

die Verhandlungen
des vierten

allgemeinen Landtags des Cresherzcgthums Oldenburg.

Fünfundzwanzig fte ordentliche Sitzung.
Oldenburg , den 3 . März 1851.

Tagesordnung : Fernerer Bericht des Finanzausschussesüber den Voranschlag sür 1851.

Vorsitz: thetlS Präsident Kitz

ie Sitzung beginnt um 10'/^Uhr in Gegenwart der Herren
Regierungskommissare Ministerialrath Runde  und Intendant
M ei n ar du s.

Präsident : Die Sitzung ist eröffnet. Das Protokoll
der letzten Sitzung wird verlesen werden.

(Dies geschieht durch den Schriftführer Janßen  II .)
Ist gegen das Protokoll etwas zu erinnern? — Da es

nicht der Fall ist, so erkläre ich dasselbe für genehmigt.
Wir gehen sofort über zur Tagesordnung, zur Fortsetzung

der Berathung des Finanzausschußberichtes. Ich ersuche den
Herrn Berichterstatter Bargmann,  die Fortsetzung des Be¬
richts vorzutragen.

Berichterst. Bargmann (verliest) :
„Fortsetzung

des Berichts des Finanzausschusses über den Voranschlag der
Ccntralausgabendes Großherzogthums Oldenburg sür das

Jahr 1-851.
Zu §. 4. Die Gesetz -Kommission.
Hiefür finden sich im Voranschläge aufgeführt 3400 Thlr.
Die Kommission besteht gegenwärtig aus fünf Mitglie¬

dern und wird dieser Arbeitskräfte gegenwärtig, wo bekannt¬
lich wegen überhäufter Geschäfte der Kommission mehrere
Gesetzvorlagen rückständig sind, und auch bis Ablauf dieses
Jahres nicht entbehren können, indem noch der Provinzial¬
landtag und zu Ende dieses Jahres wieder ein allgemeiner
Landtag bevorsteht, sür welche diese Kommission die nöthigen
Gesetzvorlagen auszuarbeiten haben wird. Zwei Mitglieder
beziehen ihr Gehalt als Mitglied einer andern Centralbehörde,
des Oberappellationsgerichts; nur für die übrigen drei Mit¬
glieder ist deren Gehalt ausgeworfen und da dieses theils aus

23.

theils Vizepräsident Wibel.

älterer Festsetzung beruht, theils nicht unangemessen erscheint,
so findet der Ausschuß keinen Grund, diese Position zu bean¬
standen, stellt vielmehr den Antrag:

der Landtag genehmige die im Z. 4. O. 1. detz Vor¬
anschlags gedachte Position zum Betrage von 3400 «P."

Präsident : Ich stelle diesen Antrag zur Diskussion und
bringe ihn, da Niemand sich zum Worte meldet, unter An¬
nahme des Schlusses zur Abstimmung. Der Antrag lautet:

„Der Landtag genehmige die in tz. 4. O. 1. des Vor¬
anschlags gedachte Position zum Betrage von 3100 H ."

A)ie Herren, die dieseür Anträge beitreten wollen, bitte
ich, sich zu erheben.

(Die Versammlung erhebt sich.)
Der Antrag ist angenommen.
Berichterst. Bargmann (verliest):

Z. 0 . 2. Das Archiv.
(Man vergleiche die stenographischen Berichte des dritten

Landtags S . 636 und 637.)
Es finden sich im Voranschlag ausgeworfen:
Gehalt des Archivars . 894 Thlr. 37 Gr.
Gehalt des Kopiisten . 250 - — -
An Geschäftskosten. . 4M - — -
Der Finanzausschuß des vorigen Landtags war der An¬

sicht, daß, da der Archivar instruktionsmäßig auch das Groß¬
herzogliche Familicnarchiv unter Händen habe, die dcsfälligen
Ausgaben nicht der Landcskasse zur Last fallen, sondern aus
der Privatkasse Sr . Königl. Hoheit des Großhcrzogs zu be¬
streiten sein dürften, und daß, da nicht zu ermitteln stehe, zu
welchem Theil die Dienstgeschäfte des Archivars rc. dem Lan¬
desarchive, und zu welchem Theil dem Familienarchive zu
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Gute kommen , nichts anderes übrig bleibe , als die Kosten
des Archivs gleichmäßig zu theilen.

Der damalige Ausschuß beantragte jedoch , weil eine
Vereinbarung über die Vertheilung der Kosten auf die Hof¬
kasse und die Centralkasse vor der Feststellung des Voranschlags
nicht zu erreichen war , alle damals als erforderlich angesehene
Ausgaben auf die Staatskasse zp übernehmen . Der vorige
Landtag hat diesen Antrag angenommen -,

Zn dem jetzt zur Berathung stehenden Voranschlag fin¬
den sich wieder sämmtliche -Kosten des Archivs pro 1851 auf¬
geführt , also ohne davon einen Theil auf die Privatkaffe des
Großh,crzogs zu legen und so wenig im Voranschlag als in
einer dazu gehörigen besonderen Begründung findet sich eine
Billigung oder Widerlegung der vom früheren Finanzaus¬
schuß ausgesprochenen Ansicht.

Nach mündlichen Mittheilungen von Seiten der Staats-
regierung findet diese sich nicht veranlaßt , einen Theil der
Archivkosten auf die Privatkasse zu überweisen ., weil die Fa¬
milienangelegenheiten veS Großhcrzogs mit wenigen Ausnah¬
men zugleich Angelegenheiten des Staats seien und die Fa¬
milienangelegenheiten im engem Sinne des Worts ihrem
geschäftlichen Umfange nach zu unbedeutend waren , als baß
desfalls der Privatkassc des Großherzogs ein irgend namhafter
Theil zur Last fallen könnte.

Nach reiflicher Erwägung der Sachverhältnisse kann der
Ausschuß sich nicht zu dem Anträge veranlaßt finden , daß
die Privatkasse des Großherzogs einen bestimmten Theil der
Archivkosten übernehmen Möge . Es läßt sich wohl nicht be¬
streiten , daß die meisten Familienangelegenheiten , die Fami¬
lienangelegenheiten im weitern Sinne , zugleich staatliche
Beziehungen haben , wie mögliche Succession in die Regie¬
rungsrechte anderer deutscher . Fürstenhäuser ( Art . 6 . des
Staatsgrundgesetzes ) in Betreff des HausgesetzeS (Art . 21 .)
und der im §. 12 . der Anlage , 1 . des Staatsgrundgpsetzes
«ul , 2 bis 5 gedachten Gegenstände , wogegen die Familien¬
angelegenheiten , welche die staatlichen Verhältnisse gar nicht
berühren , anscheinend nur geringen Geschästsaufwand erfor¬
dern werden.

Hinsichtlich der letzter « möchte vielleicht ein kleiner Theil
auf die Schatullkassö des Großherzogs zu übernehmen sein,
indeß ist die Frage von keiner Bedeutung und hält der Aus¬
schuß dafür , daß die Sache auf sich beruhen könne.

Was die Kpsten des Archivs betrifft , in sofern dasselbe
die Großherzogljche Familie uüd den Staat betrifft , so dürf¬
ten diese in Erwägung , daß sie miß Familienangelegenheiten
den Großherzog wenn - nicht ausschließlich , doch auch als
Staatsoberhaupt betreffen , und in fernerer Erwägung , daß
nach tz. ! 3 . der Anlage 1 . zum Staatsgrundgesetze weder die
zur Sustentation des Großhcrzoglichen Hauses bestimmten
Mittel noch bas Privatkapitalvermögen des Grvßherzogs den
Staatslasten unterworfen werden kann , — auch nicht theil-
weise der Privatkasse des Grvßherzogs zur Last fallen.

Der Ausschuß wendet sich hiernach zu den einzelnen
Posten:

1) Gehalt des Archivars . . . . 894 Thlr . 37 Gr.
Da daS Gehalt desselben schon im Zahre 1845 zu dieser
Summe festgesetzt ist , so kann der Ausschuß hier eine Reduk¬
tion des Gehalts jetzt nicht in Antrag bringen.

2 ) Gehalt des Kopiisten . . . . 250 Thlr . — Gr.
Der Ausschuß findet hiergegen nichts zu erinnern.

3 ) Geschäftskosten . 400 Thlr . - Gr.
nemtich:

für einen Urkundenschrank von
Eichenholz bis . 120 Thlr.
Beitrag zu den baulichen , Auft
sichts - und Heizunghkostcn des
Geschäftslokals. 80 -

für einen Hülfsschreiber bis 125 -

für Schreibmaterialien bis 30 -

für Buchbinderarbeiten bis 30 -

für archivalische Druckschrift
ten bis . . 15 -

Was den Urkundcnschrank anlangc, so. dürfte geg ?n die
Bewilligung der Kosten bis zur Summe von 120 Thalern
nichts zu erinnern sein ; das Geschäftslokal ist in dem neuen
Bibliothekgebäude und die deshalb angefehten 80 Thaler er¬
reichen wohl nichk die Summe , welche an Miethe für ein
solches Lokal zu zahlen sein würde , werden also zu bewilligen
sein ; wobei der Ausschuß bemerkt , daß diese 80 Thaler in
den baulichen , Aüfstchis - und Heizungskosten , welche das
H 'erzogthum für bas neue Bibliothekgebäude zu zahlen hach
abgehen.

In Beireff des Ansatzes für Hülfsschreiber , Schreibma¬
terialien u . s. w . wird aber eine Ermäßigung eintreten müssen.
Der Finanzausschuß des vorigen Ländtago hat seine Ansicht
dahin ausgesprochen , daß ein Kanzlist oder Kopiist genügen
würde , sofern nur nicht der Geschäftsplan des Archivars zu
großartig angelegt sei, und dieser Ansicht muß Ihr Ausschuß
wenigstens in so weit beitrelcn , daß nicht die ganze für Hülfs¬
schreiber ausgeworfene Summe zu bewilligen ist.

Ebenso findet der Ausschuß die übrigen Pöste zu hoch,
denn für Schreibmaterialien , hier zu 30 Thlr . veranschlagt,
sind im Zahre 1849 18 Thlr . >8 ^ Gr ., für Buchbinderar¬
beiten , jetzt ebenfalls zu 30 Thlr . veranschlagt , damals 7
Thlr . verausgabt worden.

Die archivalischen Druckschriften haben 1849 11 Thlr.
4L Gr . gekoster.

Nach Viesen Erfahrungen , die um so eher zum Maßstab
für die jetzige Beurtheilung genommen werden dürfen , als
der Voranschlag von 1849 , durch keine landtäglichc Bestim¬
mung beschränkt , eine weit größere Verwendung an derartigen
Geschäftskosten gestattet hätte , — darf der Ausschuß dem
Landtage eine Herabsetzung der auf 400 Thlr . veranschlagten
Geschäftskosten auf die Summe von 300 Thlr . Vorschlägen.

Der Ausschuß beantragt demnach:
der Landtag wolle für das Archiv — tz. 5 . v . 2 . des
Voranschlags — die Summe von 1444 Thlr . 37 Gr.
bewilligen . "
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(Regier.-Komm. Runde  bittet ums Wort.)
Boi Abfassung dos Berichts waren die beiden Mitglieder

Ausschusses Böcket und B öcking nicht anwesend, aber
fie habe» diese Position mit berathen» sowie auch die vorige,
und der Bericht ist in Ueberrinstimmung mit ihren Ansichten
abgesaßt.

Regicr.-Komm. Runde : Ahr Ausschuß, m. H., bean¬
tragt, daß in dieser Position 100 Thlr. weniger bewilligt wer¬
den möchten, als im Voranschläge ausgeworfen sind, und
begründet seinen Antrag damit, baß diese Summe wohl aus-
reichen werde, wenn nur der Geschästsplan des Archivars
nicht zu großartig angelegt sei, und weil 1849 eine geringere
Summe ausgereicht habe. Eine nähere Betrachtung dürft«
indeß wohl ergeben, daß die veranschlagte Summe allerdings
erforderlich ist. Das Haus- und Zentralarchiv ist erst 1847
eigentlich begründet worben, und mußte aus den verschiedene»
Provinzialarchiven und Registraturen der Oberbehörden zu¬
sammengesetzt werden. Diese Arbeit ist noch bei Weitem nicht
vollendet; der Umfang des jetzigen Archivs ist schon um das
Doppelte so groß, als dkr des früher sogenannten Landesar¬
chivs des Herzogthums Oldenburg. Wenn s-ortgefahren wird,
die zum Haus - und Zentrakarchiv gehörigen Akten und Ur¬
kunden auS den verschiedenen Registraturen und Archiven
hrranznziehen, so dürste sein Umfang leicht auf Vas Dreifache
des srühern Archivs steigen.

Damit sind aber Arbeiten verbunden, die unmöglich der
Archivar allein mit einem Kopiisten und ohne einen sonstigen
geübten Schreiber bewältigen kann. Es kvmmt namentlich
dazu, daß die Akren und Urkunden, die aus den verschiedenen
Registraturen und Archiven gesammelt werden müssen, in
einem sehr mangelhaften Zustande und sehr schlecht geordnet
sind und ist daher nöthig, daß sic gebunden werden, wodurch
an Buchkinderlöhnen viel ausgehl, daß sic ab-geschrieben wer¬
den, wodnrch dann die Schreibmaterialien steigenu. s. w.
Insbesondere ist aber nöthig, daß der Hülfsschreiber, der dazu
gebraucht wird, ein geübter Schreiber ist; er hat nicht ganz
gewöhnliche Kopialarbeiten zu verrichten, sondern er muß
mehr Geschicklichkeit haben, er muß mehr Schulkenntnisse ha»
den, lateimsch und französisch wenigstens fehlerfrei schreiben,
und so kann er nicht wohl gewonnen werden unter der
Summe von 125 Thlr. , die dafür in Ausgabe gestellt ist.
Das Jahr 1849, woraus der Ausschuß Bezug genommen
hat, kann hier keinen Ausschlag geben, weil gerade in diesem
Jahre der Archivar eine längere Zeit, ich meine, ein halbes
Jahr , abwesend war, dadurch die archivarischcn Geschäfte un¬
terbrochen waren, und deswegen auch weniger Schreibmateria¬
lien aufgingen, weniger Druckkosten rc. , da dessen Arbeiten
nicht fortgeführt werden konnten. Das Jahr 1850 hat zum
Thcil die Position schon erschöpft, die eben so hoch wie jetzt
dafür in Aussicht genommen war. Das einzige, was sich
vielleicht künftig mäßiger stellen könnte, wäre etwa die Posi¬
tion für Schreibmaterialien; da aber der Transport von Ak¬
ten u. a. m. manche Ausgabe nöthig macht, die nicht so spe¬
ziell in Aussicht genommen werden kann, so muß erst die

Erfahrung darüber eine nähere Auskunft geben, und kann
man vielleicht erst im nächsten Zaire dieses speziell decmlliren
und eine geringere Position in Aussicht nehmen; für jetzt muß
die Regierung wünschen, daß diese unbedeutende Summe von
dem Landtage nicht verkürz! werde.

Abg. Mölling : Der vorig« Landtag hatte beschlossen,
daß nach Billigkeit die Kosten des gemeinschaftlichen HauS-
archivS und des Staatsarchivs zür Hälfte vom Staate , zur
Hälfte von der Krone getragen werden sollten. Der diesjäh¬
rige Finanzausschuß bat sich aus mehrfachen Rücksichten, wie
wir im Bericht gelesen und aus der Vorlesung gehört haben,
bewogen gefunden, den Antrag zu stellen, daß die Kosten des
Archivs dem Lände allein zur Last fallen sollen. Damit ist
der Ausschuß ein großes Stück weiter gegangen. Unverkenn¬
bar sind im Archiv, und das ist bekannt, auch die Hausan¬
gelegenheiten der Grvßherzogl. Familie, es ist das HauSarchiv
mit dem Staatsarchiv verbunden. Mögen auch die Familien¬
angelegenheiten— worauf sich der Ausschuß besonders stützt,
noch so geringfügig sein? sie sind ooch da; aber eine genauere
Erörterung möchte ergeben, daß die Familienangelegenheiten
nicht so geringfügig sind. Ach glaube auch mit dem Aus¬
schüsse, daß es am besten ist, daß man darüber Hinweggeht
und eine solche Angelegenheit nicht weiter orgirt. Ich will
auch annehmen, daß durch die Zusammenlegung der beiden
Archive die Geschäfte um das Dreifache steigen werden, so
scheint eS mir doch unbillig, im Fall auch noch ein Hülfs¬
schreiber da sein müßte, daß der Staat Liese Kosten allein
tragen soll, und zwar aus dem Grunde, weil nach Recht und
Billigkeit der Staat , Anspruch darauf hat, daß d:e Krone
zu den Kosten des Archivs beitrage, das auch ihre Akten mit
enthält. AuS diesem Grunde muß entnommen werden, daß
jetzt, wenn noch ein Hülfsschreiber angestellt werden muß, dit
Krone und nicht das Land die Kosten desselben tragen muß,
well der Staat davon abgesehen hat, die Krone zu allen
übrigen Kosten herbeizuziehen. Wenn nun der Ausschuß an¬
nimmt, es genüge ein Kopüst für den Staat , und noch ein
zweiter Kopüst angenommen werden muß, so kann die Krone
sich gar nicht weigern, diese Mehrkosten zu tragen, und so
möchte ich Ahnen doch empfehlen, es bei dem Ausschußan-
trage zu lassen.

Abg. Vargmann : Von emer Erweiterung des Archivs,
von Zuziehung von Aktenstücken aus den Registraturen an¬
derer Behörden, wie eben vom Regierungstifche mitgethcilt
worden ist, ist dem Ausschüsse durchaus nichts bekannt ge¬
wesen, es findet"sich ebensowenig in dem Voranschlags, noch
in einer, dem Landtage besonders mitgetheitten Begründung
etwas davon. Der Ausschuß hat also diese Umstande nicht
in seine Berathung ziehen können. Uebngens scheint nach
dem, was vom Abgeordneten Mölling  vorgetragen worden,
und was allerdings auch meine Ansicht ist, wie im Berichte
ausgesprochen wurde, daß immerhin die Privatkaffe deS Groß-
Herzogs, wenn auch nur einige wenige Kosten, zu übernehmen
haben wird. Ach bin mit Rücksicht hierauf der Ansicht, daß,
wie vom Ausschuß beantragt worben ist, die mehr nochwen-
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digen Geschäftskosten von der Privatkasse Sr . Königl . Hoheit
übernommen werden möchten.

Abg . Zedelius : Der Motivirung des Herrn Abgeord¬
neten Mölling kann ich mich nicht ganz anschließen . Ich
glaube , daß von den Privatangelegenheiten des Großherzogs
sich überall gar nichts im Archive befindet , und daß sich die
Angelegenheiten , wie im Berichte gesagt ist, des Großherzogs
und der Großherzoglichen Familie , oder der Krone , wenn
man will , überall von den staatlichen Angelegenheiten nicht
trennen lassen , ich glaube , daß sich im Archive Angelegenhei¬
ten des Großherzogs und der Großherzoglichen Familie nur
insofern befinden , als eben der Großherzog das Staatsober¬
haupt rst. Nehmen wir z. B . , m . H ., die bekannten Verträge
mit allem , was drum und dran hängt , aus dem vorigen
Jahrhundert , nach welchen die Grafschaften Oldenburg und
Delmenhorst von Dänemark an Rußland und von Rußland
wieder an Oldenburg kamen , nehmen wir weiter die Urkunde,
welche die Erhebung der Grafschaften Oldenburg und Del¬
menhorst zum Herzogthume betrifft , -so geht dies allerdings
den Großherzvg und die Großherzogliche Familie an , betrifft
aber auch unzweifelhaft den Staat . Es liegt , wie mir scheint,
zwischen dem Staate und der Krone in dieser Beziehung
kein Unterschied vor . Alle Angelegenheiten , welche im Archive
sich befinden , gehören , wie es mir scheint , zu den Staatsan¬
gelegenheiten und danach kann ich eine Scheidung zwischen
den Kosten , welche der Krone und denen , wiche dem Staate
zur Last fallen müßten , nicht gerechtfertigt finden . Zudem
scheint mir , wenn man auch solche Unterscheidung statuiren
wollte , daß im §. 12 . der Anlage I . des Staatsgrundgesetzes
festgestellt ist , welche Kosten auf den zur Sustentation des
Großherzoglichen Hauses vorbehaltenen Mitteln haften und
demnach würde es ebenfalls nicht gerechtfertigt sein , solche
Archivkosten diesen Gebührniffen zu überweisen . Was die
100 Thlr . angeht , um die es sich hier handelt , muß ich ge¬
stehen , daß ich nicht übersehen kann , inwiefern dieser Mehr¬
aufwand erforderlich ist oder nicht . Zndeß kann ich nicht be¬
zweifeln , nach dem, ' was der Herr Regierungs - Kommissar-
mitgetheilt hat , und mir auch sonst bekannt ist, daß im Jahre
1851 mehr Geschäfte im Archiv sein werden , als 1849 , aus
dem vom Herrn Regierungs -Kommissar angegebenen Grunde.
Es würde vielleicht eine Vergleichung mit den Kosten, die im
Jahre 1850 verausgabt sind , Herausstellen , wie hoch der
wirkliche Bedarf für 1851 sich ergeben würde . Jndeß , es
liegt darüber nichts vor , cs scheint mir unbedenklich , diese
100 «P zu bewilligen.

Abg . Mölling : Mich dünkt , der Abg . Zedelius  hat
für denAusschußantrag gesprochen . Er geht davon aus , daß
sich die Angelegenheiten der Großherzoglichen Familie von
den Staatsangelegenheiten nicht trennen lassen ; der Beweis
dafür ist nicht geführt worden , und eS möchte eine Durchsicht
des Archivs doch sehr Vieles ergeben , was sich auf Fami¬
lienangelegenheiten , vielleicht auf Familienstatute , auf die Au¬
tonomie und die Privatrechte der fürstlichen Familie bezieht.
Doch ich will davon absehen . Herr Zedelius  gesteht zu,

daß sich die Familienangelegenheiten von den Staatsangele¬
genheiten nicht trennen lassen , daß in untrennbarer Mischung
wirklich Beides , Familien - und Staatsangelegenheiten , vereint
ist . Nun sehe ich keinen Grund ein , weshalb der Staat die
Kosten dieser Mischung allein tragen soll , weil diese Mischung
untrennbar ist . Wie gesagt , scheint mir , der Ausschußantrag
dadurch noch mehr gerechtfertigt . Herr Zedelius  hat auf
Urkunden in Bezug auf Titel und Rechte des Grvßherzogs
yingewiesen,

(Widerspruch von Seiten des Abg . ZedeliuS .)
oder auch andere Angelegenheiten . Ich brauche nicht darauf
zurück zu kommen , es ist auch gleichgültig . Uebrigens bezieht
er sich auf die Anlage I . des Staatsgrundgesetzes , vergißt
aber dabei , daß dort ganz andere Gegenstände genannt sind,
daß darin gesagt ist, was die Großhcrzogliche Privatkaffe an
Sustentationskosten der Großherzoglichen Gebäude u . s. w.
zu tragen habe , vergißt aber dabei , daß die Gegenstände
nicht genannt sind , die rein zu den Privatangelegenheiten ge¬
hören , da selbstredend die Krone die Kosten ihrer Privatange¬
legenheiten selbst zu tragen hat . Also kann Anlage I . hier
nicht zutrcffen , und so , m . H ., muß ich dabei bleiben , da eS
nicht unbillig ist , da es vielmehr die größte Billigkeit recht¬
fertigt , daß , wie im AuSfchußantrage steht , die Kosten für
einen Kopiiften von der Krone möchten getragen werden.
Selbst das strenge Recht dürfte für uns sprechen.

Reg .-Komm . Runde : Ich möchte nur noch darauf auf¬
merksam machen , daß es etwas ganz anderes ist, ob einTheil
der Kosten deswegen ausgeschieden werden soll , weil das Ar¬
chiv zum Theil die Angelegenheiten Der Grvßherzoglichen Fa¬
milie mit betreffen könnte , oder etwas gekürzt werden soll,
deswegen , weil das Bedürfniß nicht vorhanden wäre . Ich
meine , ich habe nachgewicsen , daß bas Bedürfniß allerdings
vorliege , diese 100 H nicht zu kürzen und der Ausschuß hat
aus dem Grunde , weil sie nicht nöthig sein möchten , die
Kürzung beantragt . Es ist aber etwas damit gar nicht Zu¬
sammenhängendes , wenn nun als Grund der Kürzung ange¬
führt wird , daß die Angelegenheiten der Grvßherzoglichen Fa¬
milie einen Theil des Archivs ausmachten , ein Grund , der
den Ausschuß nicht veranlaßt hat , den Antrag auf Kürzung
zu stellen.

Abg Zedelius : Ich glaube , ich bin , zum Theil wenig¬
stens , mißverstanden vom Abg . Mölling:  Privatangelegen¬
heiten befinden sich, soviel ich weiß , überall nicht im Archiv;
ob einzelne Ausnahmen Vorkommen aus früherer Zeit , kann
ich nicht mit Sicherheit behaupten . Inwieweit Angelegenhei¬
ten der Großherzoglichen Familie sich im Archiv mit befinden
und darin mit behandelt werden , sind sie eben von staatlichen
Angelegenheiten , wie ich glaube , nicht unterschieden , nicht weil
diese Trennung thatsächlich nicht möglich wäre , sondern , weil
ich eS rechtlich für unthunlich halte , diese Staatsangelegenhei¬
ten von den im Archiv sich befindenden Angelegenheiten der
Grvßherzoglichen Familie zu trennen und die letzteren anzu¬
sehen , als bildeten sie einen Gegensatz zu denselben . Meine
Ansicht ist eben die , daß Angelegenheiten des Großherzogs
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und der Großherzoglichen Familie sich um deswillen im Ar¬
chiv mit befinden müssen , weil sie das Staatsoberhaupt an-
gehen und sie allerdings staatlicher Natur sind . Nach dem,
was die Anlage I . des Staatsgrundgesetzes sagt , kann ich
auch nicht dafür halten , daß es sich um Privatausgaben han¬
delt ; es ist insbesondere auch von den Lasten die Rede , welche
auf dem Krongute hasten , und das Krongut bildet bekanntlich
nichts weniger als einen Bestandtheil des Pnvatvermögens
des Großherzogs.

Abg . Wibel : Wie weit die Angelegenheiten der fürst¬
lichen Familie Staatsangelegenheiten sind , wie weit wir noch
im Familicnstaate stecken — ich will das Urtheil darüber dem
Abg Zedelius  überlassen . Davon kein Wort mehr . Ich
habe mir nur das Wort erbeten gegen eine Bemerkung vom
Regierungstische , eS sei unrichtig , wenn man diese Frage hin-
kinziehen wollte , es handelte sich um den künftigen Bedarf
und wir dürsten daher nicht fragen , ob die Krone dazu bei¬
tragen würde . Das ist eine Logik , die ich auch nicht ver¬
stehe . Wenn wir den künftigen Bedarf an schlagen , so müssen
wir wissen , welche Hülfsquellen sind dafür da ? Ich glaube,
wir sprechen schon zu lange darüber , wir dürfen nicht vor¬
aussetzen , daß die Krone wünscht , daß diese Sache hier so
besprochen werde . Wenn das Bedürfnis ! da ist , so wird die
Zivilliste einschreiten , damit die Arbeit , deren sie bedarf , nicht
liegen bleibe . Ich glaube , daß wir einfach bestimmen müssen,
was der Bedarf des Staatsarchivs ist.

Präsident : Die Diskussion über diesen Antrag ist ge¬
schlossen . Wenn nicht der Herr Berichterstatter noch das
Wort haben will , so werde ich den Antrag zur Abstimmung
bringen . Herr Barg mann  hat das Wort.

Abg . Bargmann : Ich glaube allerdings , daß es fürst¬
liche Familienangelegenheiten giebt , die keine staatliche Be¬
ziehung haben und daß sich darüber Verhandlungen im Archiv
finden und daß dieselben Arbeit erfordern . Derselben Ansicht
ist auch beim vorigen Landtag der Ministcrialraih Krell
beigetreten , indem er sagte : „ Ich glaube nicht , daß das eigent¬
liche Familienarchiv im strengen Sinne des Worts dem Ar-
chivarius die Arbeit in irgendwie bedeutend vermehrt . "

Er setzt also doch voraus , daß dieses Familienarchiv Be-
standtheilc enthalte , die den Staat nicht betreffen . Ich bitte
also den Ausschußantrag anzunehmen.

Präsident : Ich bringe zunächst den Ausschußantrag
zur Abstimmung ; würde er verworfen , so würde ich den
Büdgetantrag zur Abstimmung bringen . Der Ausschuß be¬
antragt : »Ter Landtag wolle für das Archiv — tz. 5 . ll . 2.
des Voranschlags - die Summe von 1414 Thlrn . 34 Gr.
bewilligen .« Die Herren , die diesem Anträge beitreten wollen,
bitte ich, aufzustehen . — Der Antrag ist mit Majorität an¬
genommen.

Berichterst . Bargmann (verliest ) :
,,ß . 6 . v . 3 . Das Oberappellativnsgericht.
Hiesür sind im diesjährigen Voranschlag ausgeworftn,

gleich wie im vorigen Jahre — 15,8 l8 Thlr . 44 Gr.
Die Bewilligung dieser Position , die lediglich Gehalte

befaßt , empfiehlt der Ausschuß dem Landtage unter Bezug¬
nahme auf die Bemerkungen des Finanzausschusses des vori¬
gen Landtags.

(S . 637 . der stenographischen Berichte .)
Diesen soll noch hinzugthen nach der dem Landtage in

der Sitzung vom 25 . Februar gewordenen Mitiheilung der
Staatsrcgierung:

1) an Zulage zu dem Gehalte des jüngsten RachS , wel¬
ches 1000 Thlr . betrug . . . 100 Thlr.

2 ) an Zulage zu dem Gehalt der beiden jüngsten Hülfs-
richtee , monatlich für Jeden 10 Tylr ., für 1 Jahr also

210 Tblr.

Der Ausschuß findet gegen diese Gehaltserhöhungen nichts
zu erinnern und stellt den Antrag an den Landtag:

„für die Position 0 . 3 ? (§. 6 .) des Voranschlags die
Summe von 16,158 Thlr . 44 Gr . zu bewilligen . "

Bargmann . Crone . Jvens . Niebour I . Zede¬
lius . ( Böckel und Böcking  mit Urlaub abwesend .) "

Präsident : Wenn sich Niemand hierüber zum Wort
meldet , so bring ? ich den Antrag unter Annahme des Schlusses
zur Abstimmung . Der Antrag geht dahin:

»Für Pos . 0 . 3 . des Voranschlags die Summe von
16,158 Thlr . 44 Gr . zu bewilligen ."

Die Herren , welche diesen Antrag annehmen wollen,
bitte ich, sich zu erheben.

Der Antrag ist angenommen.
Ich bitte den Herrn Berichterst . Niebour  fortzufahren.
Berichterst . Niebour I . (verliest ) :
»Bericht des Finanzausschusses über den Voranschlag

der Zentralaus ^aben für das Jahr 1851.
L . Kriegs wesen.

1) Militärgerichte . . . .1110  Thlr.
Die den Vorständen des Militärobergerichts und des
Garnisonsgerichts bewilligten Zulagen von beziehentlich
220 Thlr . und 180 Thlr . sind bei cintretender Erle¬
digung gewiß zu ersparen , da es schwerlich erforderlich
sein wird , einem Staatsdiener für solche Geschäfte,
welche eng mit seiner dienstlichen Stellung verknüpft
sind , noch besondere Zulagen zu bewilligen . — In der
Voraussetzung , daß die Staatsregierung für die Folge
dieser Ansicht beitreten wird , beantragt der Ausschuß:

»Die für Militärgerichte veranschlagte Summe
von 1110 Thlrn . ist zu bewilligen ."

Präsident : Sofern hierüber Niemand zum Wort sich
meldet , bringe ich unter Annahme des Schlusses den Antrag
zur Abstimmung . Der Ausschuß beantragt:

„Die für Militärgerichte veranschlagte Summe von
1110 Thlrn . ist zu bewilligen ."

Die Herren , die diesen Antrag annehmen wollen , bitte
ich, auszustehen

Der Antrag ist angenommen.
Berichterst . Niebour I . (verliest ) :

»2 ) Militair -Berwaltung , Ausübung rc. 3162 H 7 ^
Die Zulage von 144 «P für den Vorstand der Rekru-
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tirnngsbehörde wird bei eintrelender Vakanz zu ersparen
sei». Die auf 660 «P veranschlagten Reisekosten der Rekru-
ürungs -Commisfionen werden sich nach Feststellung eines neuen
Tagegelder - und Reisekosten -Regulativs , wovon unter tz. 3l
der Militair - Auszaben weiter die Rede sein wird , unzweifel¬
haft ermäßigen . Da sich indessen einestheils der Betrag die¬
ser Ermäßigung schwer übersehen läßt , und andern TücilS die
Ausgaben zum Theil schon vor schlüssiger Feststellung des
Budgets gemacht sein werden , so glaubt der Ausschuß hier
eine bestimmte  Reduktion nicht Vorschlägen zu müssen.

Er beantragt daher:
„Für die Militair -Berwaltung ist die Summe von
3162 H 7 zu bewilligen ."

Ich muß dazu bemerken , daß im Voranschlag 3l62 H
8 ^ stehen . Es müssen 7 gr sein . Ich muß dies zur Er¬
läuterung noch anführen.

Rcg .- Eomm . Meinardus : Was die hierausgesprochen«
Erwartung betrifft , daß bei eintretender Erledigung die Zulage
von 144 H für den Vorstand der Rekr .-Behörde zu ersparen
sei» werde , so steht zunächst kein Erlcdigungsfall , so viel die
Staatsregierung weiß , in Aussicht , und die Slaatsregierung
meint , es möchte sich durch Erlassung des Staatskienergesetzes,
welches zugleich die Staatsdienergehalte normiren wird , erge¬
ben , in wie weit eine Zulage überhaupt für dergleichen N-
bendienste , die jemandem übertragen werden , zulässig sei.

Präsident : Wenn sich Niemand weiter zum Wort mel¬
det , so bringe ich den Antrag unter Annahme des Schluffes
zur Abstimmung . Der Antrag lautet:

„Für die Militair -Berwaltung ist die Summe von
3162 H 7 ^ zu bewilligen ."

Die Herren , bre diesen Antrag annehmen wollen , bitte
ich aufzustehcn . — Angenommen.

Bcrichterst . Niebour  I . ( verliest ) :

„3 ) Bundes - Kontingent . . . 296,806 ^ 27 ^
-1. Militair - Einnahmen pro 1851 . 5136 ^ 44 ^
Z. 1. Beitrag der Herrschaft Kniphausen zu den Mili-

tairkosten 1375

Dieser , durch Abkommen vom Jahre 1834 festgesetzte
Beitrag ist für das gegenwärtige Bedürfniß jedenfalls zu ge¬
ring bemessen und dürfte einer Revision zu unterziehen sein . —
Da die jährlichen Kosten des Militairs sich für das Groß-
herzogthum auf etwa 1 «P für den Kopf der jetzigen Bevöl¬
kerung belaufen , so hätte Kniphausen nach Derhältniß seiner
jetzigen Bevölkerung von 3038 Einwohnern mindestens
3000 H zu bezahlen , wofern nicht die Herrschaft ihr Kon¬
tingent lediglich in Infanterie  zu stellen und demnach
eine Ermäßigung des Beitrages zu beanspruchen hat . —
Obgleich der Bundcsbeschluß vom 30 . April 1831 , wonach
Kniphausen von 2949 Einwohnern ( zu dem einfachen Kon¬
tingente Oldenburgs von 2800 Mann invl . Infanterie -Ver¬
mehrung für nicht gestellte Reiterei ) nur 29 Mann Infanterie
(ohne entsprechende Vermehrung ) zu stellen hat , eine Befreiung
der Herrschaft von der Kavallerie -Stellung zu enthalten scheint,
so har doch die Staatsregierung in den , mit dem Voranschläge

vorgelegten Etats und Nachmessungen die Stärke der Reite¬
rei rc. sso berechnet , als wenn auch Kniphausen zur Stellung
der kostspieligeren Waffengattungen verpflichtet sei.

Da indessen eine Liquidation der Kriegskosten auS de»
Jahren 1848 und 1819 ohnehin zu Verhandlungen mit der
Herrschaft Kniphausen führen muß , so darf erwartet werde »,
daß die StaatSrcgierung diese Gelegenheit zu einer Revision
des Abkommens nicht vorüber gehen lassen wird , und bean-
tragt der Ausschuß in dieser Erwartung:

„Als Beitrag der Herrschaft Kniphausen zu den dies¬
jährigen Militairkosten sind einstweilen 1375 H in
Einnahme zu stellen "

Req .- Komm . Meinardus : Tie Staatsregierung erkennt
die Nothw .ndigkeit an , daß der Vertrag mit Kniphausen üb«
dessen Beitrag zu unserm Militairetat einer Revision unterzo¬
gen werde.

Sic hat diese Revision wegen des schwankenden Zustan¬
des unserer Organisationsverhältnisse bisher nicht vorgenom¬
men . Sollte nicht bald eine Befestigung dieser Müitärver-
hältnisse zu erwarten sein , so wird sie , wie auch der AuS-
schußberichl will , allerdings den ZeitpuM dazu benutzen , wo
wegen der Kriegskosten mit Kniphausen zu liquidiren ist.

Präsident : Ich bringe den Antrag des Ausschusses,
unter Annahme des Schlusses , zur Abstimmung . Derselbe
lautet:

»Als Beitrag der Herrschaft Kniphausen zu den dies¬
jährigen Militäikosten sind einstweilen 1375 Thlr . in
Einnahme zu stellen ."

Die Herren , die diesen Antrag annehmen wollen , bitte
ich aufzustehen.

(Die Versammlung erhebt sich.)
Der Antrag ist angenommen.
Bcrichterst . Niebour I . ( verliest ) : „ tz. 2 . Miethen und

Pachten : 448 Thlr . 25,50 Grote . Die Miethe für das ehe¬
mals Knickmann ' s. Haus ist nur für ein halbes Jahr veran¬
schlagt , da der Versuch beabsichtigt wird , das Grundstück zu
einer theilweisen Magazin -Einrichtung zu benutzen.

Im Fall der Landtag hiezu seine Einwilligung versagen
sollte , worüber bei tz. 35 b. der Ausgaben zu beschließen sein
wird , würde die Miethe auch noch für das zweite Halbjahr
mit 47 Thlr . 61,20 gr . in Einnahme zu stellen sein.

Bis dahin beantragt der Ausschuß:
„An Miethen und Pachten sind 448 Thlr . 25,20 gr.
in Einnahme zu stellen ."

Präsident : Unter Annahme deS Schluffes bitte ich die
Herren , welche dem Anträge : „ An Miethen und Pachten sind
418 Thlr . 25,50 gr . in Einnahme zu stellen " , vertreten wol¬
len , aufzustehcn . ,

(Die Versammlung erhebt sich.)
Angenommen.
Abg . Niebour ! . : „ tz. 3 . An Verkaufserlösen : 2160Thlr.

Es möchte in Frage kommen , ob hier nicht der Erlös aus
b. m Verkaufe des Pferdcdüngers mit etwa 1600 Tblr . in
Einnahme zu stellen sei, — mit Hinblick auf den Beschluß deS
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Landtages vom 13. Febr. d. I . wird indeß davon abzusehen
ftin Und beantragt der Ausschuß daher:

„An Verkaufs- Erlösen sind 2160 Thlr. in Einnahme
zu stellen."

Präsident : Unter Annahme des Schluffes bitte ich dir
Herren, welche dem Anträge des Ausschusses:

„An Verkaufserlösen sind 2180 Thlr. in Einnahme zu
stellen" ,

betreten wollen, aufzustchen.
(Die Versammlung erhebt sich.)

Angenommen.
Abg. Ntcbour I. : „Am Falle der allgemeine Landtag sich

nach Antrag XXXV. für Verringerung des PferdebestandeS
bei der Artillerie von 41 auf 35 Trupp-Pferde ausspricht,
werden für sechs am 1. Mai zu verkaufende Artilleriepferde
«och weitere 240 Thlr. in Einnahme kömmen.

tz. 4. Erstattung von Vorschüssen 153 Thlr. 10,20 gr.
Der Ausschuß beantragt:

„diese 153 Thlr. 19,20 gr. in Einnahme zu stellen." '
Präsident : Die Herren, die diesem Ausschußanirage:

„diese 153 Thlr. 19,20 gr. in Einnahme zu stellen",
beitreten wollen, bitte ich, sich zu erheben.

(Die Versammlung erhebt sich.)
Angenommen.
Abg. Niebour l. : ,L . 5. Sonstige Einnahmen 1000 Thlr.

Hierunter sind besonders die von der Herrschaft Kniphauscn
noch zu erstattenden Kriegskosten pro 1848 und 1849 befaßt.
>— Erwägt man indessen, daß Oldenburg besonders zur Deckung
der außerordentlichen Kriegs- und Mililairkosten im Jahre
1849 eine Anleihe von 210,000 Thlr. ausgenommen hat, daß
ferner die Militairausgabenallein für das Jahr 1849 571,917
Thlr. betragen haben, also etwa 270,000 Thlr. mehr als der
jetzige Voranschlag ausweist, und daß die Herrschaft zu den
meisten dieser Ausgaben nach dem Verhältniß von 1: 130 um
so sicherer beizutragen.hat, als die Vermehrung des Kontin¬
gents auf 2 Prozent der Bevölkerung sich auch aufKniphau-
sen erstreckte, so erscheint der Ansatz von 1000 Thlr . zu ge¬
ring und dürste nach Ansicht des Ausschusses mindestens  auf
2000 Thlr. zu erhöhen sem.

Der Ausschuß beantragt daher:
„An sonstige» Einnahmen sind 2000 Thlr. in Einnahme
zu stellen."

Präsident : Wenn Niemand hierüber sich zvm Worte
meldet, so bringe ich den Antrag, unter Annahme des Schlus¬
ses, zur Abstimmung. Der Ausschuß beantragt:

„An sonstigen Einnahmen sind 2000Thlr. in Einnahme
zu stellen."

Die Herren, die den Antrag annehmen wollen, bitte ich
aufzrfftehen.

(Die Versammlung erhebt sich.) ,
Angenommen. l
Abg. Niebour I. : „Werden die Anträge HI. IV . V. VI.

und VII . zu Beschlüssen erhoben, wie sitzt geschehen ist, so
stellt sich darnach die Summe der Militair-Einnahmen pro 1851

auf 6136 Thlr. 44,40 gr. und beantragt der Ausschuß da¬
her (Unter Weglassung der Groten) :

„An Militair - Einnahmen pro 1851 sind 6136 Tblr.
in Einnahme zu stellen."

Präsident : Ich bringe diesen Antrag zur Abstimmung.
Die Herren, welche also diesen Antrag:

„An Militäreinnahmen pro 1851 sind 6136 Thlr. in
Einnahme zu stellen" ,

annehmen wollen, bstte ich aufzustehen.
(Die Versammlung erhebt sich.)

Angenommen.
Berichrersr. Ntebonr I. (verliest) :

„3. Militair - Ausgabcn  pro 1851.
Kapitel l.

Geld- und Natural -Verp 'flegung.
tz. 1. Löhnung an Offiziere und

Mannschaft . . . . . 116,420 ch 34,68 yr
, tl. Staab des Truppen-Corps . 13,298 ch 48 ^

Zn Folge des Aufhörens der Convention mit den Freien
Städten vom 1. Mai d. Z. an sind hier die Gehalte für
einen Hauptmann 1. Klasse, einen Hauptmann 2. Klasse und
einen Reitknecht von Mai bis Dezember bereits in Wegfall
gekommen, wogegen der Gehalt des Generals unverändert
mit 4000 H auSgeworfen ist. Da Oldenburg bisher conl-
ventionsmäßig nur die Halste dieses Ansatzes zu tragen hatte,
so dürste das Gehalt vom 1. Mai V. I . an neu zu normiren
sein.

Wenn schon der vorige Landtag durch Beschluß vom
23. April 1850 die Ansicht aussprach: es dürste das Gehalt
des Generals bei eimrelender Vacanz auf 2000 -P zu ermä¬
ßigen sein, so beantragt der Ausschuß, im Hinblick auf die,
im Entwürfe des Organisalionsgesetzesauf 2400 H normirten
Gehaltssätze für den Präsidenten des ObergerichtS und die
Ministerialvorstände und mit Rücksicht darauf, daß einerseits
eine zu bedeutende Herabsetzung des bislang bezogenen Ge¬
haltes vom Empfänger als Harte empfunden würde, wahrend
andererseits die Freien Städte als der kündigende Theil
wenigstens zu einer theilweisen Schadloshaltung verpflichtet
sind,

„der Landtag beschließt, das Gehalt des Generals ist
vom 1. Mai d. I . an, bis zu eintrctenter Vacanz,
auf jährlich 2400 H festzusetzen."

Reg.- Eomm. Meinardus : Daß künftig eine andere
Normirung des Gehalts des Generals stattsinden könne, da¬
mit ist die St .-Reg. einverstanden; daß sie aber schon mit
dem1. Mai d. J . einzutreten habe, kann sie nicht einräumen. Sie
hat nicht die Absicht, diese 4000 H, die im Voranschläge aus-
geworfen sind, auch ferner als Gehalt deS Generals stehen und
auSzahlen zu lassen; sie sind nur in den Voranschlag gefetzt

, wegen der im Augenblicke mit den freien Städten siattfinden-
i den Verhandlungen wegen Auflösung der Konvention und

wegen der Wirkungen Verleiden, indem die Regierung es nicht
für angemessen gehalten hat, das Gehalt so in den Voran¬
schlag zu setzen, was sie es vom 1. Mai an vom General,
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als allein Oldenburgischer General , zu beziehen sonst angese¬
hen hätte . Als die Convention mit den Städten abgeschlos¬
sen wurde , im Jahre 1834 , da wurde das Gehalt des Ge¬
nerals auf 4000 «P heraufgesetzt ; bis dahin waren es 3000 «P
gewesen . Wie der neue Etar , der mit den freien Städten
vereinbart war , herausgegeben wurde , ist zugleich dabei aus¬
drücklich ausgesprochen , durch eine Ordre des Großherzogs,
so wie die Konvention aufgehoben würde , trete der Etat , der
bis dahin gegolten habe , wieder in Kraft . Der Etat , der bis
dahin gegolten hatte , enthielt aber als etatmäßiges Gehalt
des Generals 3000 «P . Daher scheint es der Staalsregie-
rung nicht zweifelhaft , daß der jetzige General auf dieses etats¬
mäßige Gehalt eines allein oldenburgischen Generals rechtlichen
Anspruch hat , Laß er also v . 1 . Mai an wieder in Bezug die¬
ses oldenburgischen Gehalts für einen General cinzutreten
hat . Eine künftige andere Normirung bliebe allerdings Vor¬
behalten , und wie schon auf Normirung der Staatsdienergc-
halte hingewiesen ist , so. würde allerdings nach gewisser Ana¬
logie dabei zu verfahren sein . Daß nun überhaupt ein Ge¬
halt von 3000 H ,sür einen General nicht ein übermäßiges
ist , wenn man dabei auf die Gehalte , wie sie in andern Staa¬
ten die Generale beziehen , sieht , das könnte ich Ihnen Nach¬
weisen : In Preußen und Hannover bekommen Generale , wenn
sie eine Brigade kommandiren , nne der unsrige General das
thut , auch 3000 H , ebensoviel Quartiergeld wie hier und
an Rationen in Preußen 10 , in Hannover 7 , wogegen der
unsrige nur 4 Rationen bezieht.

Abg . -Wibel : Wenn ich recht unterrichtet bin , so war
der jetzt in Dienst stehende General zur Zeit als die Konven¬
tion mit den freien Städten abgeschlossen wurde , noch nicht
als General in Funktion , und schon daher möchte die Frage,
ob er ein erworbenes Recht habe , nicht auf die Weise entschie¬
den werden können , wie der Herr Regierungscommissar wollte.
Die Sache ist nicht zweifelhaft , meine Herren . Vom 1. Mai
an tritt der oldenburgische Gehalt des Generals ein , Las war
früher " der Gehalt von 3000 «P . Dis Konvention hat den
Gehalt des Generals auf eine Weise erhöht , daß er so
hoch gestiegen ist , wie in keinem deutschen Staate , man
har dem General 1000 H mehr als in den vom Hrn . Re¬
gierungscommissar genannten andern Staaten gegeben . Daß
uns das kein Muster sein kann , ist sicher . Der Organisations¬
plan hat für die Minister dieses Staates nicht mehr gefor¬
dert , als 2400 «P . Es wird sicher sein , daß wir jetzt uns an
das anschließen müssen , was die Staatsregierung für recht
und billig hält für die höchsten Staatsdiener , und somit kön¬
nen wir vom 1 . Mai d . I . an nicht mehr für den General
rechnen , als vom Ausschuß beantragt ist , und auch die Staats¬
regierung wird sich , wenn die Konvention weggesallen ist,
schwerlich dazu bequemen , dem General mehr zu geben , als
den Ministerialvorständen . Ich muß dabei beharren , daß der
Ausschußantrag angenommen werde.

Reg .-Eom . Meinardus : Der jetzige General war , wie
von dem Abg . Wibel  vorausgesetzt wird , noch nicht General,
als die Brigadekorwention abgeschlossen wurde . Die Ordre

des Großherzogs von der ich sprach , welche ausdrücklich vor¬

schreibt , daß mit dem Aufhören der Konvention das Gehalt
des Oldenburgischen Generals von 3000 «P wieder einzutre¬
ten habe , besteht nach wie vor und findet auf dm jetzigen
General dieselbe Anwendung , die sie auf den gefunden haben
würbe , der zur Zeit , als die Konvention abgeschlossen wurde,
im Dienste stand . Was die hohe Festsetzung des Gehalts
von 4000 H betrifft , so hat dieselbe darin seinen Grund,
daß 3000 bereits bis zum Abschluß der Konvention der
Freien Städte mit Oldenburg sestgestellt waren . Es ist
nun wohl nicht zu leugnen , daß damit der General einen

ganz bedeutenden Zuwachs an Geschäften übernommen hatte,
alle Jahre Reisen nach diesen Städten zu machen , und
in unaufhörlichem Verkehr mit den dortigen Commandos zu
stehen , so daß aus diesen Ursachen wohl der Billigkeit ange¬
messen erschien , bei Uebertragung eines so erweiterten Dienstes
auch das Gehalt angemessen zu erhöhen . Dazu kommt außer¬
dem noch , daß unser General dadurch , daß er gerade der
Höchstkommandirende ist , viel mehr Geschäfte hat als ein
General , der in einer größeren Armee eine Brigade komman-
dirt , so daß wohl auch diese Ursache bei Festsetzung des Ge¬
haltes mitgewirkt hat.

Abg . Mölling : Was die Rechtsfrage betrifft , ob der
gegenwärtige General ein wohlerworbenes Recht hat auf die
3000 H Gehalt , nachdem die Mllitärkonvention mit den

freien Städten wegsiel , will ich nicht erörtern . Mir scheint
kein wohlerworbenes Recht vorzuliegen , weil der General da¬
mals nur Oberst war , und weil die Ordre sich nur aus einen
General im Allgemeinen bezieht . Indessen bin ich hier zwei¬
felhaft , und überlasse die Entscheidung dem Ausschüsse , der
den Gegenstand geprüft haben wird . Wenn aber auf Billig¬
keitsrücksichten hingewiesen wird , so muß ich mich darüber
wundern , daß man das Beispiel von andern größer » Staaten,
von Preußen und Hannover anzieht . Auch die Civilstaats-
dienerschaft in Preußen und Hannover wird bedeutend höher
besoldet , wie unsere , und nach den größern Verhältnissen,
nach dem großer « Umfange des Staats muß sie auch höher
besoldet werden . Ich mache , um auch ein Beispiel anzufüh¬
ren , darauf aufmerksam , daß der Vorstand eines Mittclgerichts
oder einer Mittelverwaltungsbehörde , zum Beispiel ein Land¬
drost in Hannover , 3000 H bekommt . Nach diesem Verhält¬
nisse würde man dem Vorstände einer Verwaltungsbehörde
bei uns auch 3000 bewilligen können . Dieses Beispiel ist
also ein unglücklich gewähltes , es trifft gar nicht zu . Ferner
muß ich darauf aufmerksam machen , daß nach meiner Ansicht
ein General bei unS nicht erforderlich ist ; Oldenburg hat
lange einen Obersten gehabt und da man gerade den Gene¬
ral ernannt hat mit Rücksicht auf die Militairkonvention , so
hat man dadurch gezeigt , daß der größere Umfang des Trup¬
penkorps einen höhern Militair erfordere . Mit diesem größern
Umfang der Geschäfte sollte auch dieser höhere militairische
Beamte hinwcgfallen . Daraus folgt , daß wir an einem
Obersten genug haben . Wenn überhaupt auf den größern
GeschäftSumfang des Generals hingewiesen wird , so möchte
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ich sehr bezweifeln, daß seine Dienstgeschäfte von so großer
Erheblichkeit waren, ich glaube, wenn man andere, nament¬
lich Zivilbeamte, annimmt und die Geschäfte derselben, wie
z. B. der Präsident des Obergerichts und ihre Arbeitsstunden,
daß da der Chef des MilitairS mit 3000 H überreichlich,
vielleicht das Doppelte mehr bezieht, als der Zivilbeamte, und
als ihm gebührt. Zch möchte auch noch darauf Hinweisen,
daß in andern größern Staaten der General weit größere
Truppenkorps zu kommandiren hat. Also, wenn uicht ein
strenges wohlerworbenes Recht vorliegt, so kann es keinen
Zweifel leiden, daß wir den Ausschußantrag annehmen müssen,
der mir nach meiner Ansicht noch viel zu hoch gegriffen
scheint.

Reg.-Kom. Metnardus : Ich kabe schon vorhin bemerkt,
daß die Regierung nicht so sehr darauf besteht, das Gehalt,
wie es jetzt ist, auch für das künftige zu erhalten, ich habe,
wenn ich mich recht erinnere, ausdrücklich gesagt, die Staats¬
regierung werde bei Normirung der Staatsdienergehalte über¬
haupt in Betracht ziehen, wie auch eine analoge Veränderung
im Gehalte des Generals cinzutrcten habe. Daher scheint mir
nur die Rechtsfrage in Betracht zu kommen, ob der General
ein Recht auf sein jetziges Gehalt hat. Wenn sodann vom
Abg. Mölling  bemerkt wurde, bei Abschluß der Konvention
lei eben in Folge dieser Konvention- wenn ich es recht
aufgesaßt habe— ein General ernannt worden, so ist das
ein Jrrthum , weil schon im Zahrc 1830, vier Jahre vor
Abschluß der Konvention, in Oldenburg ein General ernannt
wurde. Daß wir nicht einen General sonst zu Hallen brau¬
chen, das möchte nach den Bestimmungen der Bundeskriegs¬
verfassung doch in Zweifel zu ziehen sein. Da heißt es in
h. 44 : «Um jedoch in dieser Beziehung" , nämlich was den
Rang und das Dienstalter betrifft, „ um jedoch in dieser Be¬
ziehung allen Jnkonvenicnzen bei Vereinigung verschiedener
Abteilungen vorzubeugen, wird als Regel festgesetzt, daß nur
für eine Division ein General- oder Feldmarschallicutenant,
für eine Brigade ein Generalmajor oder Generalftldwacht-
meister, für ein Infanterie- oder Kavallerieregiment ein Oberst
u. s. w. zu ernennen ist." Damit ist also vollkommen in
Ucbereinstimmung, daß in unserer gemischten Brigade, die aus
allen drei Waffengattungen besteht, auch ein General Las
Kommando zu führen hat.

Abg. Zedelius : Daß die Rechtsfrage hier in Betracht
kommt, kann überall nicht in Zweifel sein; indeß glaube ich
nicht, daß der Rechtspunkt dem Anträge des Ausschusses ent¬
gegensteht. Wenn ich den Herrn Regierungskommissar recht
verstanden habe, so hat er unS mitgecheilt, daß zur Zeit, als
der Abschluß der Konvention im Werke war, eine Ordre er¬
lassen worden ist, worin bestimmt ist, der Gehall des Gene¬
rals solle bei Auflösung der Konvention 3000 Thaler betra¬
gen. DieS wird ohne Zweifel nur so verstanden werden
können: der Gehalt des Generals solle bei Auflösung der
Kommission etatmäßig sein; es wird zu jener Zeit der etat¬
mäßige Gehalt dcS Generals, abgesehen davon, wie er durch
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die Brigadekonvention bestimmt war, 3000 Thaler gewesen
sein.

Die Abänderung des Etats steht aber nicht einer solchen
Ordre entgegen. Diese Ordre steht nie der künftigen Abän¬
derung des Etats eines Einzelnen entgegen, dem nicht in
Folge einer solchen Ordre ein bestimmtes Gehalt beigelegt
wird, so daß er sich auf diese Ordre würde berufen können
gegen den Etat. Denn kein Staalsdiener kann das Recht
auf unveränderte Festhaltung eineö bestimmten Etats in An¬
spruch nehmen. Ich sehe nicht, wie der Antrag des Aus¬
schusses durch die Bemerkung des Herrn RegierungskommiffarS
in dieser Beziehung würde erledigt sein können.

Abg. Barnstedt : Indem ich der eben vom Herrn Abg.
Zedelius  vorgetragenen Ansicht vollkommen bcistimme, ver¬
zichte ich auf das Wort.

Abg. Wibel : Ich hätte diesem auch nur ein Wort hin-
zuzufügcn. Ich glaube es dem Herrn General schuldig zu
sein, daß ich wenigstens die Ueberzcugung auSspreche: der
Herr General bat sich nie beschwert über zu viele Arbeit.

Präsident : Ich schließe die Diskussion über diesen An¬
trag und würde, sofern nicht der Herr Berichterstatter das
Wort zu nehmen beabsichtigt, zur Abstimmung schreiten.

Abg. Niebour I. : Ich wollte mir nur einige Bemer¬
kungen erlauben. Vor Abschluß der Brigadekonvention war
der jetzige General nicht Oberst, sondern, wenn ich nicht sehr
irre, noch Major. Dann muß ich hervorheben, daß die Mi-
liläreiats sehr oft geändert sind/ und auch beim Brigadestabe,
wenn auch nicht gerade in Bezug auf daS Gehalt deS Gene¬
rals, so doch in einigen andern Punkten. Was nun die vom
Herrn Regierungskommiffar erwähnte Ordre betrifft, so hat
der Herr Regierungskommiffar derselben in der Konsercuz
durchaus keine Erwähnung gethan; es konnte also der Aus¬
schuß keine Veranlassung haben, dieselbe bei seinem Anträge
zu berücksichtigen.

Präsident : Ich bringe den Antrag zur Abstimmung.
Der Antrag lautet:

„Der Landtag beschließt, das Gehalt des Generals ist
vom 1. Mai d. I . an, bis zu eintrctender Vakanz, auf
jährlich 2400 Lhlr. fcstzusetzen."

Die Herren, die diesem Anträge beistimmen, bitte ich auf-
zustchen.

(Die Versammlung erhebt sich.)
Der Antrag ist angenommen.
Abg. Niebour I. : „Die vom vorigen Landtage beschlos¬

sene Herabsetzung der Gehalte der Stabsoffiziere auf 1500 Thlr.
für die Stabsoffiziere1. Klasse, auf 1300 Thlr. für die 2.
und 3. Klasse scheint die Staatsregierung bewogen zu haben,
die Gehalte von beziehentlich 1800, 1600 und 1300Thlr. auf
1700, 1500 und 1300 Thlr. zu ermäßigen.

Der Ausschuß ist indeß der Ansicht, baß, namentlich auch
mit Berücksichtigung der Ncbenbezüge an Quartiergelo rc. die
Gehalte der Stabsoffiziere in richtigem Verhältniß zu den Ge-
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halten der Zivil-Staatsdiener*) , nicht höher als beziehentlich
1500 und 1300 Thlr. anzunehmcn sind, und beantragt daher,

„Der Landtag beschließt:
1) Die Gehalte der Stabsoffiziere sind auf 1300—1500

Thlr. festzusetzen.
2) Die betreffenden höheren Ansätze des diesjährigen Vor¬

anschlags sind zu bewilligen, jedoch mit demBeifügen,
daß bei cintretenden Vakanzen der Nachfolger im Amte
oder in der Gehaltsklasse nur die unter 1. bezeichneten
Gehaltssätze beziehe, es sei denn, daß er schon in sei¬
ner frühern Stellung ein höheres Gehalt bezog, in wel¬
chem Falle er dasselbe behält."

Reg.-Komm. Meinardus : Die Staatsregierung hat die
Normirung der Stabsoffziergehaltein drei Klassen für ange¬
messen gehalten, sie ist auch noch der Meinung; jedenfalls liegt
schon eine Herabsetzung gegen früher auch hier vor. Zndeß
würde allerdings von Einfluß sein können die demnächstige
Normirung der Staatsdienergeh alle Da also für die jetzigen
Inhaber, so lange nicht Vakanzen eintrcten, der Antrag auf
Bewilligung geht, so würde die Frage im Augenblicke noch
nicht in Betracht kommen.

Präsident : Da sich Niemand weiter zum Wort gemel¬
det hat, so bringe ich die Anträge zur Abstimmung. Der 1.
Antrag geht dahin:

„Die Gehalte der Stabsoffiziere sind auf 1300— 1500
Thlr. fcstzusctzen."

Die Herren, die diesem Anträge beitreten wollen, bitteich
aufzustehcn.

(Die Mehrheit erhebt sich).
Der Antrag ist angenommen. — Der fernere Antrag

gehr dahin:
„Die betreffenden höheren Ansätze des diesjährigen Vor¬
anschlags sind zu bewilligen, jedoch mit demBeifügen,
daß bei eintretenden Vakanzen der Nachfolger im Amte
oder in der Gehaltsklasse nur die unter 1. bezeichneten
Gehaltssätze beziehe, es sei denn, daß er schon in sei¬
ner frühern Stellung ein höheres Gehalt bezog, in wel¬
chem Falle er dasselbe behält."

Die Herren, die diesen Antrag annehmen wollen, bitte
ich ebenfalls aufzustehen.

(Die Mehrheit erhebt sich.)
Der Antrag ist angenommen.
Berichters!. Niebour I. (verliest) : „Die Waffenzulagen

für die Offiziere des Stabes , der Artillerie und der Reiterei,
sowie die Adjutanten-Zulagen bei der Infanterie, sind unzwei¬
felhaft als Entschädigung, für den aus der Dienstleistung zu
Pferde entstehenden Mehraufwand anzusehen.

Da dieser Aufwand nicht durch den Rang-des Offiziers,
sondern lediglich durch die Angestrengtheit des Dienstes be¬
dingt wirlss so scheint eS nicht durch Gründe geboten, bieZu-

Für ren Kreis-Amtmann unv für die Richter des Obcrgerichts,
mit Ausnahme des ältesten, sind im Entwürfe des Organisationsgesetzes
nur 12— 1600 Thlr. ausgeworfcn.

lagen wie bisher nach dem Range zu bemessen und für den
Stabsoffizier auf IsOThlr ., für den Hauptmann auf 100 Thlr.
und für den Lieutenant auf 66̂ /z Thlr. festzusetzen.

Der Ausschuß beantragt vielmehr:
1) Die Waffenzulage für die berittenen Offiziere ist ohne

Unterschied dcö Ranges auf 66̂ /g Thlr. festzusetzen.
2) Die betreffenden hohem Ansätze deS diesjährigen Vor¬

anschlags sind zu bewilligen, jedoch mit dem Beifü¬
gen, daß. bei cintretenden Vakanzen der Nachfolger im
Amte nur die unter 1. bezeichnet- Zulage beziehe."

Regier.-Komm. Meinardus : Der Ausschußbcricht er--
kennt an, daß diese Ausgabe ais eine Entschädigung anzuse¬
hen sei für den Mehraufwand, der aus der Dienstleistung zu
Pferde entsteht. Danach müßte aber auch, die Zulage mit
dem Range zunehmen, weil mit dem Range auch die Anzahl
der zu hallenden Pferde der Regel nach zunimmt, insofern
nämlich ein Slaavsofsizier mehr Pferde zu halten hat, als
ein Lieutenant. Es ist dieses Verhältniß auch in andern Trup¬
pen durchaus Gebrauch, wenn auch nicht in Form von Waf-
fcnzulage, jo doch in Form eines hohem (oehalts, welches
bei der Artillerie und Kavallerie im Vergleich zur Infanterie
gegeben wird. Bei uns beziehen die Slaabsoffiziere 1700
Thlr., 1500 und 1300 Thlr., und stehen sie bei der Artillerie
und Kavallerie, so erhallen sie eine Waffenzulage von 150
Thlr. In Preußen und ähnlich in Hannover bezieht ein
SlaabSofsizier1. Klasse bei der Kavallerie ober Artillerie 2600,
bei der Infanterie 2500 Thlr. Ein Staabsossizier 2. Klasse
bekommt bei der Kavallerie oder Artillerie 1800, bei der In¬
fanterie 1600 Thlr. Der Hauplmann 1. Klasse bei der Ka¬
vallerie und Artillerie 1300, bei der Infanterie 1200 Thlr.
Der Hauptmann 2. Klasse bei der Kavallerie und Artillerie
720 Thlr., bei der Infanterie 600 Thlr.

Diese Erhöhung des Gehalls bei der Kavallerie und
Artillerie im Verhältniß zu der Infanterie ist wohl als nichts
Anderes anzusehen, als daö, was bei uns unter dem Namen
„Wafferzulage" gegeben wird. Es ist vorgezogen worden,
diese Waffenzulage nicht als eigentliches Gehalt zu geben,
weil dadurch eine Versetzung eher zulässig wird und bisher
auch die Waffenzulage, z. B . bei der Pcnsionirung, nicht in
Anrechnung gebracht wurde, so daß bei allen Waffen das
Gehalt gleich normrt ist und nur bei den lheuren Waffen¬
gattungen in der Form einer Waffenzulage mehr gegeben
wird.

Abg. Wibel : Nur eine Bemerkung, m. H., eine kurze.
Daß das Iunkerthum bei der Reiterei in.den deutschen Staa¬
ten sich höhere Gehalte ausgewirkt hat, als das Fußvolk,
ist eine bekannte Sache. Um so weniger sehe ich ein, wozu
es uns nützen soll, wenn man uns die Summe vorhält, die
in andern deutschen Staaten die Offiziere erhalten. Meine
Herren, wenn ich Ihnen - erzählen wollte, was in manchen
andern deutschen Staaken die Obergerichlsräthe an Gehalt
bekommen, so würden sie staunen!

Regier.-Komm. Meinardus : Ich glaube, die Gehalte
der Militärs, der Offiziere, dürfen sich eher vergleichen mit
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denen in andern deutschen Staaten als die der Herren Ober-
gerichtsräthe, weil die Letzteren im Orte bleiben, die Offiziere
aber mit ihren Kameraden anderer Truppen zusammenzurücken
haben, weshalb deren Gehalle nicht zu verschieden sein dürfen.

Abg. Wobei : Ich glaube, die vldenburgischen Oberge-
richtsräthe werten sich ihres kleinern Gehalts und auch ihres
einfachcrn Rockes nicht schämen, wenn sie mit ihren Kollegen
im übrigen Deutschland zusammentreffen.

Abg. Niebour 1.: Der Herr Regierungs-Kommissar hat
selbst mitgetheilt, daß in Hannover die Gassenzulagen für die
Staabsofsiziere 100 THIr. betragen, bei den Rittmeistern und
Hauplleutcn mehr, nämlich 120 Thlr. , das Beispiel von
Hannover paßt also nicht, weil dort die niedrigen Grade mehr
bekommen.

Regier.-Komm. Meinardus : Darf ich mir noch eine that-
sächliche-Berichtigung erlauben?

Präsident : Ich muß Sie ersuchen, sich schriftlich darum
zu melden, und den Gegenstand anzugebcn.

(Dies geschieht.)
Der Herr Regierungs-Kommissar hat um das Wokt ge¬

boten außer der Ordnung zu einer tkatsächlichen Berichtigung,
daß nicht die geringcrn Grade mehr Zulage erhalten, als die
höhern. Ich ertheile ihm auf Grund des tz. 38. der Ge¬
schäftsordnung das Wort.

Regier.-Komm. Meinardus : Ich erlaube mir die Be¬
merkung, daß Staabsofsiziere 100 Lklr. , Kapitäns 120 und
Lieutenants dagegen wieder nur 60 Thlr. erhalten, und daß
darin also nicht das Prinzip zu erkennen ist, den niedrigem
Graden mehr zu geben als den höheren, oder eben so viel.

Präsident : Ich bringe jetzt die Anträge zur Abstim¬
mung. Der erste geht dahin:

„Die Waffenzulage für die berittenen Offiziere ist ohne
Unterschied des Ranges auf 66^ Thlr. festzusetzen."

Die Herren, die diesen Antrag annehmen wollen, bitte
ich aufzustehen.

(Die Versammlung erhebt sich.)
Angenommen. Der zweite Antrag geht dahin:

„Die betreffenden höheren Ansätze des diesjährigen Vor¬
anschlags sind zu bewilligen, jedoch mit dem Beifügen,
daß bei eintretenden Vakanzen der Nachfolger im Amte
nur die unter 1. bezeichnte Zulage beziehe.«

Diejenigen Herren, die diesen Antrag annehmen wollen,
bitte ich sich zu erheben.

(Die Versammlung erhebt sich.)
Der Antrag ist angenommen.
Abg. Niebour I . (verliest) :
„Das Gehalt des Brigadcmajors, veranschlagt zu 1730

Thlr., kommt, so lange derselbe als Vorstand des Militär-
Departements im Staatsministerium fungiri, nicht voll
zur Ausgabe, wird aber dennoch für den möglichen Fall des
Rücktritts hier angesetzt bleiben müssen. — Die davon gegen¬
wärtig theilweise, d. h. bis zum Betrage von 300 Thlr. , an
den Hauplman 1. Klaffe zur Auszahlung kommende konven¬
tionsmäßige Funktionszulage als Brigademajor wird mit

Auflösung der Konvention vom 1. Mai d. Z. an in Wegfall
kommen müssen.

Der Ausschuß beantragt:
„Die konventionsmäßigeZulage, welche bisher vbn dem
Gehalte des Brigademajors bis zum jährlichen Be¬
trage von 300 Thlr. zur Auszahlung kam, fällt mit
dem 1. Mai d. I . weg."

Präsident : Ich bringe unter Annahme des Schlusses
den Antrag zur Abstimmung. Der Ausschuß beantragt:

„Die konventionsmaßige Zulage, welche bisher von dem
Gehalte des Brigademajors bis zum jährlichen Be¬
trage von 300 Thlrn. zur Auszahlung kam, fällt mit
dem 1. Mai d. I . weg."

Die Herren, die diesen Antrag annehmen wollen, bitte
ich, aufzustehen.

(Die Versammlung erhebt sich.)
Angenommen.
Berichtcrst. Niebour I. (verliest) :
„Die zu ersparenden 200 Thlr. können jedoch, da das

.ganze Gehalt des Brigademajors ausgeworfen bleibt, hier
nicht speziell in Abzug gebracht werden.

In wie weit nach Auflösung der Konvention mit den
freien Städten auch eine Verringerung des unteren Personals
beim Stabe wird eintreten können, darf der Staatsregierung
überlassen bleiben.

Der Ausschuß beantragt daher — nach Abzug des oben
motivirten Betrages von 1066'̂ Thlr. für Mai bis Dezem¬
ber an dem Gehalte des Generals:

„an Löhnung für Offiziere und Mannschaft beim
Stabe des Truppenkorps werden 12,232 Thlr. be¬
willigt."

Präsident : Ich bringe diesen Antrag zur Abstimmung:
„An Löhnung für Offiziere und Mannschaft beim
Stabe des Truppenkorps werden 12,232 Thlr. be¬
willigt."

Die Herren, die diesem Anträge beitreten, bitte ich, auf¬
zustehen. — Der Antrag rst angenommen.

Berichterst. Niebour l . (verliest) :
„8. Infanterie . 63,889 Thlr.
Nachdem die Staätsregierung schon seit länger die Funk¬

tionszulagen der Stabsoffiziere, wenn sie ein Bataillon oder
ein Regiment kommandirten, aufgehoben und dafür die Ge¬
halte im Allgemeinen erhöht hat, hält es der Ausschuß nicht
für angemessen, dem Regiments-Kommandeur der Infanterie
wiederum eine Funktionszulage zu bewilligen. — Er bean¬
tragt daher, der Landtag beschließe:

„Die Funktionszulage von 150 Thlrn. für den Regi¬
ments- Kommandeur der Infanterie kommt bei einlre-
tender Vakanz in Wegfall."

Reg.-Komm. Meinardus : Die Staatsregierung hielt
es für angemessen, dem Kommandeur eines Regiments ein
etwas höheres Gehalt zu geben, als dem eines Bataillons.
Sie hat es vorgezvgen, dies nicht in der Fgrm einer Erhö¬
hung des Gehalts, sondern in der Form einer Funktionszu-
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läge zu thun , um dadurch in Versetzungen ganz ungehindert
zu sein . Erhielte ein Regiments - Kommandeur eine andere
Verwendung , so würde die Funktionszulage Wegfällen , anstatt
daß , wenn sie ihm als Gehalt gegeben wäre , ihm dieses
würde zu belassen sein . Daß aber Einer , der daS Regiment
kommandirt , im Gehalt etwas höher gestellt sei, als der Ba-
taillonS - Kommandcur , scheint aus der Natur des Kommando-
Verhältnisses sich zu ergeben . Es ist hier schon Bezug genom¬
men auf das Berhältniß zu den Eivilstaatsdienern , daS würde
hier vielleicht auch passen ; indem man annimmt , daß der
Chef cincö Kollegiums im Gehalt höher zu stellen sei , als die
Beisitzer des Kollegiums . Daß cS als Funktionözulage gege¬
ben ist , und nicht als Gehalt , daS bat , wie ich bemerkte,
seinen Grund . Daß aber überall Etwas mehr gegeben werde,
sei cs als Funktionszulage , sei es als Gehalt , hält die Re¬
gierung für nothwendig und angemessen.

Präsident : Wenn sich Niemand weiter zum Worte
meldet , so bringe ich unter Annahme des Schlusses den An¬
trag zur Abstimmung . Der Antrag lautet:

«Die Funktionszulage von 150 Thlrn . für den Regi¬
ments - Kommandeur der Infanterie kommt bei eintrc-
tcnder Vakanz in Wegfall .«

Die Herren , die diesen Antrag annehmen wollen , bitte
ich , aufzustehen.

(Die Mehrheit erhebt sich.)
Der Antrag ist angenommen.
Berichterst . Niebour I . (verliest ) :
„In Folge der Reduktion der Infanterie sind verschiedene

Offiziere , Unteroffiziere und Spielleute überzählig geworden
oder beziehen doch ein höheres Gehalt als das normalmäßige
derjenigen Klaffe , welcher sie der Sirenge nach angehören
würden . — Da jedoch die Staatsregicrung die feste Absicht
ausgesprochen har , diese Ueberkompletm bei ihrem Abgänge
nicht wieder zu ersetzen , vielmehr auf deren Entlassung , so¬
weit cs ohne Härte geschehen kann , so glaubt der Ausschuß
die betreffenden mit 3112 Thlr . in den Voranschlag aufge¬
nommenen Beträge nicht beanstanden zu müssen.

Die geringe Stärke des Birkenftlder Bataillons von 300
Köpfen scheint dem Ausschüsse die kostspielige Formation in
3 Kompagnien nicht zu rechtfertigen . — Erwägt man zugleich
daß in Betracht der ungleichen Präscnzzeit bei den verschie¬
denen Waffengattungen , die Gerechtigkeit von Birkenfeld eine
verhältnismäßige Mannschaftsstellung zur Artillerie und Ka¬
vallerie zu verlangen scheint , — so würde dadurch die dor¬
tige Abtheilung um etwa 66 Köpfe vermindert und auf 231
Mann reduzirt.

Aber auch abgesehen davon , sind 300 Mann mit Ein¬
schluß der Vorgesetzten füglich nur in zwei  Kompagnien
einzutbcilen , von welchem ( wenn man auch im Frieden aus
militärischen Rücksichten eine Unterscheidung in eine Feld - und
eine ReservekompHgnie nicht eintreten lassen wollte ) zum
Ausrücken ins Feld nur eine  Kompagnie unter Kommando
eines Hauptmannes bestimmt sein könnte.

Hiernach würde nicht blos der dortige Stabsossizier für

den Fall deS Krieges disponibel , sondern es würden schon
jetzt wenigstens ein Hauptmann , der Adjutant , ein Lieutenant,
und einige Unteroffiziere und Spielleute erspart werden
können.

Der Ausschuß beantragt daher , der Landtag wolle be¬
schließen:

.Die Staatsregierung wird ersucht , für das Birkenfel¬
der leichte Bataillon baldigst eine weniger kostspielige
Formation eintreten zu lassen/'

Reg .-Eom . Meinardres : Es ist bereits in Birkenscld
das Bataillon von vier Kompagnien auf drei reducirt worden.
Daß es noch so schwach ist , wie sonst ein Bataillon in der
Regel nicht zu sein pflegt , ist gar nicht zu leugnen ; die Re¬
gierung hat indeß Anstand genommen , eine weitere Reduktion
eintreten zu lassen , weil sie die festere Regelung der deutschen
Wehrverhältniffe da abwartcn möchte . Außerdem kommt der
Umstand hier noch in Betracht , daß die Bervölkerung
in Birkenfeld unverhältnismäßig gegen die andern Pro¬
vinzen des Großherzogthums zugenommen hat , die jetzige
Formation aber aus das alte Bevölkerungsverhältniß von
18t9 sich gründet , so baß , wenn das neue Bevölkerungsver¬
hältniß angenommen wird , dadurch auch ein stärkeres Zahlen-
verhaltniß für Birkcnfeld sich ergeben wird . Die Recruten
für Artilleree und Kavallerie aus Birkenfeld alle Jahre nach
Oldenburg zu ziehen , scheint der Regierung wegen der gar zu
großen Entfernung des Fürstenthums von hier mit großen
Schwierigkeiten verbunden.

Berichterst . Niebour I . : Ich wollte nur mit einem
Worte bemerken , daß es leicht ist , die Leute von Birkenfeld
nach Oldenburg kommen zu lassen . Die Kosten sind nicht
groß . Der Mann erhält etwa 20 Thlr . Reisegeld , ein Un-
terofsicier wird ihnen beigegeben , 11 Mann Rekruten L 20
Thlr . ist eine Kleinigkeit.

Abg . Wibel : Der Regierungs - Commissar schaut nach
der einen Seite weit hinaus in die Zukunft , nach der andern
Seite weit hinaus rückwärts . Von der einen Seite wird

hingewiesen auf das Zustandekommen einer Einigung der deut¬
schen Fürsten über die Organisation deS brutschen Militärs.
Diese Hoffnung liegt in sehr weiter Zukunft . Aus der anderen
Seite schaut die Regierung auf veraltete Bevölkerungslisten
zurück , die keinen Anhalt mehr geben können . M . H . , um
so mehr werden wir den Antrag des Ausschusses annehmen,
wodurch wir die Siaatsregierung bewegen könnten , weder auf
Hoffnungen zu bauen , die in weiter Zukunft liegen , noch auf
veraltete Papiere sich zu berufen ; sondern nach der Gegen¬
wart ihre Einrichtungen zweckmäßu , zu treffen.

Präsident : Die Discussion über diesen Antrag ist ge¬
schlossen , ich bringe denselben zur Abstimmung : „ Die Staats-
Regierung wird ersucht , für das Birkenfclder leichte Bataillon
baldigst eine weniger kostspielige Formation eintreten zu lassen ."
Die Herren , die diesem Anträge beitreten , bitte ich, sich zu er-
erheben.

(Der Antrag wird angenommen .)
Berichterst . Niebour  I , (verliest ) :



„An Jnfanteriemannschast beabsichtigt die Staatsregierung
zu verpflegen , auf das ganze Jahr:

33 Gefreiten;
414 Gemeine;

zusammen : 452 Mann und ^ berechnet dies Bedürfniß wie
folgt:

330 Mann normale Rccruieneinstcllung für Olden¬
burg und Lübek , für Kontingent , Reserve und
Ersatz.

38 Mann als Ersatz für Abgang in den älteren
Jahresklassen ( etwa 12 pCt .) .

32 Trainsoidaten für Oldenburg und Lübek.
43 normale Recruten für Birkenscld (Kontingent,

Reserve und Ersatz ) .
5 Mann als Ersatz im Frieden ( 12 pCt .) .
4 Trainsoldaten für Birkeufeld.

Zusammen : 452 Mann.
Zunächst muß hier bemerkt werden , daß noch im vorigjäh¬

rigen Voranschläge nur 9 Gefreiten mit erhöhter Löhnung
aufgesührt waren ( früher gar keine ) , während gegenwärtig
diese Zahl auf 38 erhöht ist . — Wenn auch die Zweckmäßi-
keit , einzelne vorzügliche Leute für Fleiß und gutes Betragen
durch Titel und Zulage ( der Gefreite soll monatlich an Löh¬
nung 30 Grote mehr erhalten , als der Soldat ) zu belohnen
und dadurch auch den Eifer der Ucbrigen anzuspornen , nicht
zu verkennen ist , — wenn ferner auch die Vortheile
nicht zu übersetzen sind , welche dem Dienst auö der Ausbil¬
dung einer Anzahl Leute jeder Zahresclasse zu Vorgesetzten er¬
wachsen , — so scheint es doch den wiederholt ausgesproche¬
nen Ansichten der Regierung , wonach eine 18 monatliche Dienst¬
zeit zur Ausbildung eines Soldaten durchaus erforderlich ist,
zu widersteilen , wenn der Voranschlag annimmt , eS könnten
die Ernennungen zu Gefreiten schon am 15 . Oct . , also nach
S '/rMonatlicher Präsenz , erfolgen.

Darf vielmehr angenommen werden , daß auch nach An¬
sicht der Regierung eine Beförderung zum Gefreiten in der
Regel erst nach 1 jähriger Dienstzeit wird erfolgen können , so
wird die , für 33 Gefreiten L 25 Thlr mit 950 Thlr . veran¬

schlagte Löhnung nur für 5 '^ Monate (für die übrigen 6^
Monate ist nur die Löhnung eines Soldaten zu berechnen)
mit 81 - Thlr . 8 Gr . anzusetzcn sein.

Der Ausschuß beantragt daher:
„Der Ansatz für Löhnung der Infanterie ist in die¬
sem Sinne um 102 Thlr . 68 Gr . zu ermäßigen .«

Präsident : Ich bringe den Antrag unter Annahme
des Schlusses zur Abstimmung . Die Herren , welche also dem
Anträge dcS Ausschusses:

„Der Ansatz für Löhnung der Infanterie ist in diesem
Sinne um 102 Thlr . 66 gr . zu ermäßigen .«

beitreten wollen , bitte ich aufzustehen . — (Die Mehrheit er¬
hebt sich.) — Der Antrag ist angenommen.

Berichterst . Niebour I . (verliest ) :

»Nach den Vorlagen der Regierung hat Oldenburg an

streitbarer Infanterie zu stellen : 2566 Mann , stellt aber etats-
g beim
Regimentsstabe . 2 Köpfe
1 . Bataillon . . . 756 „
2 . ,/ 756 .
3. . 756 „
Leicht . Bataillon . ' 303 .,

. Zusammen 2573 Köpfe.
also 7 Mann mehr als erforderlich ist.

Dabei ist von der Regierung angenommen , daß die
überzählig  eingestellte Mannschaft 12 pCt . der Rekruten
(oben mit resp . 33 und 5 Mann aufgesührt ) , sogleich nach
ihrer ersten Beurlaubung nicht mehr vorhanden sei und wird
diese Mannschaft , soweit dennoch vorhanden , über  die Stärke
von 2573 Mann hinausgestellt.

Während nemlich bei jeder Kompagnie eines Linien -Ba-
taillons jährlich 46 Mann als Rekruten eingestellt werden,
befinden sich 3 Jahresklassen den größten Theil des Jahres
auf Urlaub.

Dürfte nun angenommen werden , daß diese Jahresklassen
vollzählig blieben , jo betrüge die Zahl der Beurlaubten
3 mal 46 — 138 Mann für jede Kompagnie , während der
Elar nur 119 annimmt , also die Verstärkung von 12 pCt.
schon in den ersten Jahren als vollständig konsumirt an¬
sieht.

Da nun aber der bedeutendste Abgang erfahrungsmäßig
in den ältesten,  dem Reserve - Bataillon , einverleibtcn Jah-
rcsklasse ^ durch Auswanderung  entsteht *) , jo darf mit
Sicherheit angenommen werden , daß , wenn dieser Modus bei¬
behalten wird , die Linien - Bataillone in der Folge jedes
etwa um 50 Mann zu stark sein werden und höchstens daS
Reserve - Bataillon  die etalsmäßige Mmderstärke erlangen
wird . —

Es ist nun aber der , von der Staatsregierung cingeschla-
gene Weg , die Jahresklassen bis ans Ende der Dienstzeit voll¬
zählig zu erhalten , auch ohnedies höchst kostspielig.

Zunächst ist einleuchtend , daß diese Mannschaft in die
Klasse der Ersatzmannschajt gehört , so daß cS sich fragen
würde , ob nicht für dieselbe eine Beschränkung der Präsenz-
z>it auf 6 Monate eintreten müsse ? **)

Sodann würde , namentlich auch für die wehrpflichtige
Mannschaft , eine wesentliche Erleichterung dadurch gewonnen,
daß regelmäßig erst beim Einstellungstermin der nächst : Jah-
resklasse der wirkliche  Abgang der vorhergehenden ( und
der früheren ) eingestellt würde , indem dadurch die Gesammt-
summe der Zeit , welche die KompletirungS - Mannschaft zu
dienen hätte , sich ungemein vermindern würde.

Es dienen nemlich in dem gegenwärtigen Modus mit

' ) Wollte Jemand bald  nach zurückgelegter 18 » onatlicher Präsenzzeit
auswandern , so würde er von seinem Standpunkt aus klüger gethan ha¬
ben, vor der Einstellung in den Dienst fvrtzugehcn.

" ) Wäre eine solche Beschiänkung zulässig , so würden jährlich etwa
300Ü Thlr . erspart.
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Einschluß deS leichten Bataillons L58 Mann auf 6 Jahr,
macht 1548  Dienstjahre . Könnte nun angenommen werden,
der Abgang wäre in allen Zahresklassen gleich , (was wie be¬
merkt , durchaus - nicht der Fall ist) so würben dennoch bei
einer Ausfüllung der wirklich entstandenen Lücken nur zu
dienen haben:

43 Mann auf 5 Jahre — 215.
43 4 „ --- 172.
43 „ " 3 .. --- 129.
43 ,/ „ 2 - - 86.

und 43 1 „ — 43.

so daß zusammen nur 645 Dienstjahre her¬
auskämen.

Zn Erwägung jedoch , daß es nicht Sache des Landtages
sein kann , unmittelbar organisirend in die Militär -Formation
einzugreifen , — in fernerer Erwägung , daß auch die Staats¬
regierung das Gewicht jener Gründe nicht verkennen wird,
beantragt der Außschuß , der Landtag wolle beschließen:

„Die Staatsregierung wird ersucht , den Klompetirungs-
Modus der streitbaren Mannschaft , zur Erzielung von
Ersparungen , einer nochmaligen Prüfung unterziehen
zu wollen . "

Reg .-Komm . Meinardus : Es hat sicherfahrungsmäßig
ergeben , daß , wenn eine Zusammenzikhung des ganzen Trup¬
pencorps statlsindet , etwa 12 pCt . an der gemeinen Mann¬
schaft fehlen . Um diese zu decken, will die Regierung jährlich
43 Mann einstellen , wodurch bei der jetzigen Jnfanteriefor-
mation diese 12 pCt ., welche 258 Mann betragen , in 6 Jah¬
ren gedeckt sein würden . Nach dem von der Staatsregierung
angenommenen Modus wird jeder dieser 258 Mann , welche
6 Jahre nach einander überhaupt eingestellt werden , wie je¬
der andere Soldat auf volle 6 Jahre in den Dienst gestellt.
Nur durch Benutzung dieser vollen 6 Jahre Dienst ist es
möglich , mit der Ausbildung von Vs dieser 258 Mann aus¬
zureichen , wodurch zugleich 4?/ - Jahre , die die Mannschaft
auf Urlaub ist , einzubringen möglich wird , weil Beurlaubte
nichts kosten . Sollte nach dem Vorschläge des Ausschusses
die Einstellung gemacht werden , daß alle Jahre der jedesma¬
lige Abgang , der an der Jahresklasse stattgefundcn hat , in
dieselbe  Jahresklasse wieder eingestellt würde , in der erstatt¬
gefunden hat , so würde die Sache viel theurer werden , und
es würde viel mehr Mannschaft dadurch eingestellt werden
müssen . Wenn nemlich in der 5 . Jahresklasse , die nur noch
1 Zahl zu dienen hat , die fehlende Mannschaft nur auf ein
Jahr in Dienst gestellt würde , so müßte sie nach Jahresfrist
schon wieder verabschiedet werden , wodurch eine doppelte Prä¬
senzzeit zu bezahlen sein würde . ES dienen in der Formation
zu jeder Zeit 21 Jahrgänge , die in den Dienst berufen wer¬
den . Die älteste Jahresklasse hat 6 Jahre gedient , die zweite
5 Jahre , die dritte 4 Jahre rc. bis zur neuesten , die nur ein
Jahr gedient hat , das macht zusammen 21 Jahrgänge . Es
gehen allerdings , wie sehr richtig im Ausschußberichte bemerkt
ist , in den älteren Zahresklassen mehr ab — alle Jahre in

jeder Jahresklasse aber ziemlich gleichviel . Wenn sic aber
in Dienst berufen werden , so hat die Klasse , welche 5 Jahre
dient , natürlich 5 mal mehr Abgang gehabt , als die Klasse,
welche nur ein Jahr dient . Sollte nun der Ersatz nur ein¬
gestellt werden für die Jahresklasse , M welchen er wirklich
staltgefunden hat , so würbe sich ergeben , daß nicht jährlich
43 , soncern 72 Mann einzustellen und einzuexerciren wären.
Das würde die Kosten ungemein erhöhen , es hätte nur den
Vortheil , daß die , welche jetzt aus 6 Jahr eingestellt werden,
auf eene kürzere Dienstzeit eingestellt würden ; die Last würde
aber dagegen viele Menschen mehr  treffen . Die StaatSrc-
gierung kann demnach unmöglich einräumen , daß sie den kost¬
spieligeren Modus angenommen habe , sie hält ihn im Gegen-
theil für ungemein viel wohlfeiler . Es ist gesagt worden im
Anfang der Begründung des Anrragö , die Linien -Bataiüone
würden in Folge dieses Ersatzmovus um elwa 50 Mann zu
stark werden und höchstens das Reserpebatajllon dje etatmäßige
Minderzahl erhalten . Es ist möglich , daß die neueste Jch-
resklasje bei der Einstellung einige Mann zu viel hätte ; bei
den älteren würden diese aber fehlen , denn der Abgang ist
auf erfahrungsmäßigen Durchschnitt berechnet . Dann ist im
Ausschußdenchle ferner gesagt : Zunächst sei einleuchtend , daß
diese Mannschaft in die Klasse der Ersatzmannschaft gehöre,
so baß es sich fragen würde , ob nicht für dieselben eine Be¬
schränkung der Präsenzzeit auf 6 Monate eintrclen müsse.
Der Abgang findet statt in allen Zahresklassen und in der
Äonlingentmannschasc ist dessen Betrag um sechsmal höher
als bei der Ersatzmann >cyafr , ' weil jene 1 pEt . ist und der
Ersatz nur ein SechSlel pEl . ; darum ist mir nicht klar,
warum gerade vre ganze Ergänzung des Abgangs für das
Sechstel der Ersatzmannschaft bestimmt sein sollte.

Abg . LLtivel : Ich glaube , der Herr Regierungskvm-
missar hat von Dingen gesprochen , die heute nicht auf der
Tagesordnung sind . Der Ausschuß hat keinen Vorschlag
gemacht , wie ein anderer Modus emgesührl werden soll» son¬
dern sich beschränkt , den Wunsch zu beantragen , die Regierung
zu ersuchen , wo möglich einen wohlfeileren Modus auszusinden.
Laß die Regierung nicht geneigt ist , einen wohlfeileren Mo¬
dus zu suchen , hat der Herr Regierungskommissar zu unserer
Freude Nicht gesagt ; alles Andere , was er noch gesagt hak,
wäre überflüssig gewesen . Es ist ihm manches nicht klar,
auch unS wohl nicht und ich glaube nicht , daß die Sache
selbst heute entschieden werben soll.

Reg .-Kom . MeinarduS : ES ist im Ausschußbericht
gesagt , daß dieser Modus , den die Staalsregierung gewollt
habe , höchst kostspielig  sei ; es ist aus einen andern Mo¬
dus , wie ihn der Ausschuß für zweckmäßig hält , hingewiesen
worden . Daraus scheint hervorzugehen , als ob der Ausschuß
diesen Modus der Slaatsregierung als einen weniger kost¬
spieligen empfehlen wollte . Daher gehörte es wohl zur Sache,
darüber eine Erklärung und Nachweisung zu geben , weshalb
die StaatSregierung diesen Modus nicht für weniger kost¬
spielig halte , als den von ihr selbst festgesetzten.

Abg . Wibel : Wenn die StaatSregierung wissen will,



ob der jetzige Modus , Militär zu halten, für einen höchst
kostspieligen gehalten wird, so braucht sie nicht lange im
Lande herumzufragen, um das tausendstimmig zu hören, und
der Wunsch, daß ein weniger kostspieliger Modus ausgesucht
werde, wird uns wohl erlaubt, ja unsere dringende Pflicht
sein.

Berichtcrst. Niebonr I. : Ich wollte mir nur erlauben
zu bemerken, daß ich nicht im Stande gewesen bin, dem Vor¬
träge des Herrn Rcgierungskommifsars in Allem zu folgen;
ich glaube auch nicht, daß es nöthig sein wird, so komplizirte
Berechnungen hier vor der Versammlung anzustellen, zumal
der Antrag nur ein Ersuchen an die Staatsregierung enthält.

Reg.-Kom. Meinardus : Sodann darf ich mir noch die
Bemerkung erlauben, baß es auch ganz und gar meine Mei¬
nung ist, daß solche Rechenexempel vor der Versammlung zu
machen große Schwierigkeiten haben. Ich würde sehr gern
bereite gewesen sein, das Rechenexempel speziell im Ausschuß
zu machen, wenn dies im Ausschüsse zur Sprache gekommen
wäre; da dies aber nicht geschehen ist, so habe ich leider keine
Gelegenheit gehabt, dies im Ausschuß zu thun und ich war
genöthigt, eS in der Versammlung zum Vortrag zu bringen,
obgleich ich begreife, daß cs aus ein Rechenexcmpel hinaus¬
läuft, was sich nicht so leicht mündlich erörtern läßt.

Präsident : Ich schließe die Diskussion über diesen An¬
trag und bringe denselben zur Abstimmung:

„Die Staatsregierung wirb ersucht, den Kompleti-
rungsmodus der streitbaren Mannschaft, zur Erzielung
von Ersparungen, einer nochmaligen Prüfung unter¬
ziehen zu wollen."

Die Herren, die diesem Anträge bcilreten wollen, bitte
ich, sich zu erheben.

(.Die Versammlung erhebt sich.)
Der Antrag ist angenommen.
Berichtcrst. Niebonr I. (verliest) :
„Unter den normalmäßig für Kontingent, Reserve und

Ersatz cinzustellenden 373 Rekruten der Infanterie befinden
sich 41 bis 42 Ersatzmänner(s/§ Prozent der Bevölkerung),
welche nach den Beschlüssen des Landtags vom 20. Februar
d. I . nur 6 Monate präsent zu Hallen sind. Da nun in den
Voranschlag die Löhnung (und Verpflegung) dieser Mann¬
schaft für 17^ Monate ausgenommen ist, so wird hier eine
Ermäßigung eintreten müssen. Es sind zu ersparen für die
arm1. Mai d. I . einzustellende Ersatzmannschaft die Löhnung
von November und Dezember mit 138 Tlilr. 48 Gr., für die
im vorigen  Jahre eingestellte Mannschaft, wenn man zur
Beurlaubung derselben die Frist auf den 1. Mai setzt, die
Löhnung vom 1. Mai bis 15. Okt. mit 375 Thlr 60 Gr.,
zusammen also . 512 Thlr. 36 Gr.

Der Ausschuß beantragt daher:
„Der Ansatz für Löhnung der Infanterie ist in diesem
Sinne um 512 Thlr. 36 Gr. zu ermäßigen."

Reg.-Kom. Meinardus : Bei demAntrage darf ich mir
wohl die Bemerkung erlauben, daß über diesen Punkt , wie
ange die Ersatzmannschaft zu dienen hat, noch zwischen dem

allgemeinen Landtage und der Staatsregicrung eine Verein¬
barung nicht erfolgt ist, baß der Gesetzentwurf, der dies feft-
sctzen soll, die erste Lesung zwar passirt, die Staatsregicrung
aber den Wunsch ausgesprochen Hai, dem allgemeinen Land¬
tage noch eme weitere Miltheilung darüber zu machen. Diese
Mittheilung wird wahrscheinlich heute, noch erfolgen, und es
wäre vielleicht die Frage, ob nicht bis zu endlicher Beschluß¬
fassung in dieser Sache dieser Anirag auszusetzen sein möchte.

Präsident : Darf ich diele Aeußcrung als Antrag von
Seiten der Staatsregicrung betrachten?

Reg.-Kom. Meinardus : Nur als Anheimgebung.
Präsident : Es hat sich sonst Niemand hierüber zum

Worte gemeldet. Wenn kein Antrag aus Aussetzung dieses
Beschlusses ausgeht, kann tch mich nur an den Antrag wie
er voriiegt, halten.

Abg. ZedcliuS : Würde nicht die Sache so anzuschen
sein, als sei von Seiten der Staatsregierung der Antrag ge¬
stellt auf Aussetzung des Beschlusses über diesen Antrag bis
zur Erledigung der Krage über die Pcäsenzzeit?

Präsident : Ich habe eben auf die Bemerkung des
Herrn Reg.-Eom. die Frage an ihn gerichtet, ob die StaatS-
regieruug den Antrag stelle, den Beschluß über diesen Antrag
so lange auszusetzen, und diese Frage ist mir verneint worden.

Abg. Aedelius : Dann bitte ich um Entschuldigung,
das hatte ich überhört.

Präsident : Die Diskussion hierüber ist geschlossen und
bringe ich den Antrag des Ausschusses, wie er vorliegt, zur
Abstimmung.

Der AuSschuß-Ancrag lautet:
„Der Ansatz für Löhnung der Infanterie ist in diesem
Sinne um 512 »P 36 ^ zu ermäßigen."

Die Herren, welche diesem Anträge beit,eten wollen, bitte
ich aufzustehen. — (Die Mehrheit erhebt sich) . Der Antrag
ist angenommen.

Berichtcrst. Niebonr l. (verliest) :
„Aus den Vorlagen der Staatsregierung ergiobt sich, daß

sie die Absicht har, von der gesammien Trainmannschaft 216
Mann (einschließlich der Completirung von 12 p. Et.) der
Infanterie zuzuthxilen und dafür jährlich 36 Mann auf
1 Jahr in Dienst zu stellen.

Da die Bundes-Kriegs-Vcrfassung durchaus keine Vor¬
schriften über die Ausbildung des Trains enthält*), die recht¬
liche Nolhwendigkeit einer einjährigen Präsenthaltung also
nicht, vorliegr**) , da ferner als-Folge der beiden KncgSjahre

' ) Von 2260 Mann, welche IN Mecklenburg-Schwerin im Jahre 1880
als Recruten ausgehvben- wurden, wurden nur 18l7 wirklich eingestellt,
204 Nichtstreitbare sofort beurlaubt, 239 zur Verfügung gestellt und
einstweilen beurlaubt.

" ) Der Regierungs-Eonimiffar Hauptmann Plate sprach sich im vo¬
rigen Jahre in-einem Schreiben an ei» Mitglied des damaligen Finanz-
Ausschusses wie folgt, aus:

Die größte Menge der Train - Mannschaft soll nach und nach und
erst im Augenblick des vorhandenen Bedürfnissesaus der Infanterie ent¬
nommen werden, mit Berücksichtigung der besondern Befähigung der ein-
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eine bedeutende Anzahl ausgebildeter Trainfoldaten noch vor¬

handen ist , so kann sich der Ausschuß von der Nvthwendig-

kcit dieser Maaßrcgel nicht überzeugen.
Er glaubt daher , ohne auf die Frage weiter einzugehen , in

wie weit eine Ausbildung zum Infanteristen für Krankenwärter,

Fuhrkncchte u . s. w . überhaupt erforderlich sein möchte , eine

Bewilligung der Geldmittel nicht empfehlen zu können.

Es sind demnach zu ersparen an Löhnung für 36 am

1 . Mai d. I . einzustellende Trainfoldaten bis ultimo De¬

zember 480 H
(Die im vorigen Jahre eingestellte Mannschaft wird

ohnehin am 1. Mai entlassen .)

Der Ausschuß beantragt daher:
„Der Ansatz für Löhnung der Infanterie ist in diesem

Sinne um 480 H zu ermäßigen ."

Regierungs - Kommissar Meinardus : Die Bundes¬

kriegsverfassung enthält allerdings keine ausdrückliche Vor¬

schriften über die Präsenzzeii der Trainmannschaft ; daß aber

ein gewisser Grad militärischer Ausbildung für den Train

erforderlich sei , hält die Staatsregierung für unzweifelhaft.

Auch aus der Bundeskriegsverfassung dürfte das für die

Trainmannschaft im Allgemeinen zu schließen sein ., weil eine

solche Bestimmung vorliegt in Bezug auf das Bäckerper¬

sonal . Wenn also für dieses eine militärische Organisation

vorgeschriebe » ist in der Bundeskriegsverfassung , so darf das
von dem Fuhrwesensvldaien und den übrigen , die zu den

Trainfoldaten gerechnet werden , wohl um so eher der Fall

sein . Das hier im Ausschußbericht angezogene Schreiben

des Hauptmann Plate , des vorjährigen Rcgierungskommissars,

sagt freilich , die Staaatsregicrung habe nicht die Absicht , die

Trainioldalen in Dienst zu stellen ; dabei , meine Herren,

kommt aber in Betracht , daß zu der Zeit noch die Formation

der Infanterie auf 2 Prozent bestand und die Bundesvor-

schrifk , welche die 2 Prozent - Stellung aufgab , nicht sagt:

daß über diese 2 Prozent hinaus  die Traimannschaft
oder die nicht streitbare Mannschaft , wie es ausgedrückt wird,

zu stellen sei. Daß aber über die 1 ^ Proz.  der jetzigen

Formation hinaus die nicht streitbare Mannschaft zu stellen

sei , das ist nach der Bu '-rdeskriegsverfassung gar nicht zwei¬

felhaft , daher hat die Staatsregierung , weil sie von der For¬

mation auf 2 Prozent der neuen Zahlung zmückgekommen

zelnen Leute zu ihrem besendern Posten (Fahrer , Krankenwärter , Bäcker w.)
und der geringeren Befähigung zum Waffendienst . Cavallerie und Ar¬

tillerie sollen nur grade so diel zum Train hergeben , als zu ihren eigenen,

den Colonnen folgenden Feldhaushalt dringend nöthig . Da nun aber

auf diese Weise in den ausgebildeten 2 Prozent der Mannschaft der In¬

fanterie Lücken entstehen , so werden sofort eben so viel unausgebildetc

Kriegsreservcn eingerufen und als Ersatzmannschaftcn zum Nachschub auf

den Kriegsschauplatz ausgcbildet . Hieraus ergiebt sich, daß im Frieden

normalmäßig Niemand für den Feldirain zur Fahne eingestellt und aus-

gebildet wird , und daß , da die Bundcs -Kricgs -Verfaffung wegen Ausbil¬

dung rc, der Nichistreitbaren freie Hand läßt , man auf diese Art nicht

über die Zahl der Streitbaren hinaus , noch Nichtstreitbare schon in jedem

Friedensjahre für den Krieg ausbilden muß.

ist auf die alte Bundesmatrikcl von l '̂ Proz . alter Zählung,

auch wieder die Trainmannschafr überh . rstellen müssen , weil

diese außer den 4V - Proz . der streitbaren Mannschaft ver¬

langt wird.
Berichterst . Niebour I . : Das hat auch der Ausschuß an¬

erkannt . Die Vorschrift der Bundeskriegsverfassung fordert aber

nicht , diese nicht streitbare Mannschaft während eines Jahres

auszubilden . Wenn gesagt ist, Vas Bäckerpersonal solle mili¬

tärisch formirk werden , so verstehe ich drunter , daß im Au¬

genblicke , wo das Corps ausrückl , oder wenn die Bäckerei

aufgestellt werden soll , die Bäckergesellen zusammengezogen

werden ; daß sie in einen militärischen Verband gebracht wer¬

den sollen . Daß sie aber ein Jahr exercirt haben müssen,

ist nirgends gesagt.
Regierungs - Kommissar Meinardus : Der betreffende

Artikel , der wegen der Bäcker das vorschreibt , sagt : „ Das

Bäckcrpersonal , welches militärisch organisirt und bewaffnet

werven soll , um nöthigenfalls für die Verlheidigung der

Magazine verwendet werden zu können " u . s. w . Daß für

die Ausbildung ein Jahr angenommen worden , ist mehr ein

Versuch und die Staatsregierung besteht gar nicht darauf,

daß es grade ein Jahr sein müsse ; es hat sich nur wahrend

des Feldzugs in Schleswig die Nothwendigkcit der militäri¬

schen Ausbildung dieser Leute überhaupt ergeben . Ob nun

dazu möglicherweise eine kürzere Zeit hinreichen könne , wird

durch die Erfahrung sich ergeben und wird die Staatsregie-

rung nicht darauf bestehen , daß es gerade ein Jahr sein

müsse . Wenn aber diese Bäcker militärisch organisirt sein

müssen , wenn es mithin nvthwendig ist , daß sie auch eine

militärische Bildung erhalten , so dürste dies von den Fuhr-

werkssoldaten noch viel mehr zu verlangen sein . Abgesehen

von der militärischen  Ausbildung bedürfen sie einer solchen,

die grade zu der Bestimmung sie befähigt , die ihr im Felde

zugewiesen werden soll . Eine große Anzahl Trainfoldaten

ist bestimmt , die Fuhrwerke , die fast alle 4spannig sind ( bis

auf die Compagniekarren ) , zu fahren und zu dem Zwecke ist

beabsichtigt , die Leute , welche vorzugsweise diese Bestimmung

haben , bei der Artillerie einzustellen , um ihnen da diese Uebung

im Fahren zu Thcil werden zu lassen.
Abg . Wibel : Wenn das ein Versuch sein soll , auf ein

Jahr Leute cinzustellen , damit sie sich darin üben , die Bäcke¬

rei gegen Feinde zu vertheidigen , m . H . , so wollen wir die¬

sen kostspieligen Versuch lieber nicht anstellen , denn ich hoffe,

daß Sie in einem Jahre nicht Gelegenheit haben werden,

ihre Bäckerei gegen Feinde zu vertheidigen , und wenn es sein

sollte , so werden sie es vielleicht eben so gut können , wenn

sie nicht exerciert haben , auf eine Weise , welche doch schwer¬

lich dazu Anleitung giebt . Was übrigens betrifft das Fah¬

ren mit 4 Pferden , so weiß ich nicht , ob das auf hiesigem

Excrcirplatze gelernt werden kann . Ich glaube es nicht.

Regierungs - Kommissar Meinardus : Ich darf mir

wohl die Bemerkung erlauben , daß , wenn im Ausschußbericht

auf eine Zahl ausgebildeter Trainfoldaten , die noch aus dem

letzten Kriegsjahre vorhanden wären , hingewiesen wird , dar-
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auf um so weniger sich verlassen werden kann , als dies

nicht vorhält , als es sehr vorübergehend ist . Dann ist ge¬

sagt , daß die Bundcskriegsverfassung die Ausbildung von
Infanteristen  zu Krankenwärtern und Fuhrknechten nicht
verschriebe , oder dies überhaupt nicht erforderlich sei. Dar¬

auf bemerke ich , daß zur Ausbildung der Jnfanlcristcn auch

nicht 12 Monate nach der Bundeskriegsverfassung verlangt
werden , sondern Id und daß nicht dieses Maaß für Ausbil¬

dung der Trainsoldaten von der Staatsregierung gefordert
wird.

Präsident : Die Diskussion über diesen Antrag ist
geschlossen ; der Herr Berichterstatter hat noch das Wort.

Berichterst . Niebour l . : Ich wollte noch einmal auf die

Bäckergesellen zurückkommen . Meine Herren , diese Bestim¬
mung über die Bäckergesellen in der Bundeskriegsverfassung
ist jedenfalls veraltet . Man halte damals noch den Feldzug
in Rußland im lebhaften Andenken . Jetzt , nachdem die Ver¬

pflegung aus Magazinen im Kriege zu den Ausnahmen ge¬

hört , bedarf man keiner Feldbäckerei mehr.
Das baden wir auch im letzten Feldzüge gesehen . Die

Bestimmung über die Bäckergesellen wird schwerlich je zur

Ausführung kommen.
Präsident : Der Antrag lautet:

„Der Ansatz für Löhnung der Infanterie ist in diesem
Sinne um 480 Thlr . zu ermäßigen ."

Die Herren , welche diesen Antrag annehmen wollen , bitte

ich aufzustehen.
(Die Mehrzahl erhebt sich.)

Der Antrag ist angenommen.
Berichterst . Niebour I. (verliest ) .
„Da die Mannschaft in Birkenfelv und Eutin nach den

bestehenden Gesetzen nur 6 bis 8 Monate zu dienen hat , so
wäre der jetzt im Dienst befindliche Theil beziehentlich am

1 . Januar d. I . und am 1. Dezember v . I . zu beurlauben

gewesen.
Nachdem indessen der Landtag durch die Beschlüsse vom

19 . und 20 . Februar d. I . seine Zustimmung dazu crtheilt

hat , daß die dortige Mannschaft 18 Monate präsent gehalten
werde , kann cs sich nur noch fragen , ob auch für die Mo¬
nate Januar und Februar d . I . ( die Publikation des neuen

Gesetzes wird sicher nicht vor dem 1 . März erfolgen können)
die Geldmittel für die in Birkenfeld und Eutin im Dienst

gehaltene Mannschaft zu bewilligen seien.
Die Mehrheit deS Ausschusses (Bargmann , Crone,

Jvens und Niebour  I .) ist der Ansicht , daß , da das zu

erlassende Gesetz so wenig wie irgend ein anderes rückwirkende
Kraft haben könne , die Gelder zu verweigern seien und be¬

antragt daher hier:
„die Löhnung für die in Birkenfeld ( 48 Mann ) und

Eutin (43 Mann ) während der Monate Januar und
Februar d . I . im Dienst gehaltene Mannschaft im

Betrage von beziehentlich 160 Thlr . und 193 Thlr.
36 Gr ., zusammen also 353 Thlr . 36 Gr . wird nicht

bewilligt ."
23 .

Dazu habe ich noch zu bemerken , die Starke von 48

beziehentlich 43 Mann stimmt nicht genau mit dm Vorlagen
der Staatsregierung.

Es ist dieses geschehen , um in keinem Fall die vorge-
! schlagene Reduktion zu hoch erscheinen zu lassen . In Euiin
l sind nach dem Voranschlag 48 Mann im Dienst , der Aus¬

schuß hat aber Bedenken getragen , die Löhnung von 48 Mann
in Abzug zu bringen . Da regierungsseitig erwicdert werden

kann : unter diesen 48 Mann sind einige oldmburgüche Wehr¬

pflichtige . Es ist ihr nämlich das Recht nicht abzusprechen,
in Eutin eine Garnison zu halten , selbst über die Zahl der

dortigen Wehrpflichtigen hinaus . Die Zahl 43 ermittelt sich nach
dem Verhältniß zu Birkenfeld . Birkenfelv stellt für 20 .000

Einwohner 48 Mann , das macht für Eutin bei 18,000 Ein¬

wohnern 43 Mann . Ich erwähne dies nur,  um zu zeigen,
daß der Ausschuß sich hat sichern wollen,  nicht zu hoch zu
greifen . Die Mehrheit hat den Antrag sodann in der Vor¬
aussetzung gestellt , daß die Regierung den über den Gesetz¬

entwurf , betreffend die Präsenzzeit , in erster Lesung gefaßten
Beschlüssen baldigst ihre Zustimmung ertheilen werde . Das
ist indessen bis jetzt nicht geschehen und muß sich der Ausschuß

Vorbehalten , darauf zurückzukommen . Er stellt seinen Antrag
daher als einen vorläufigen  und glaubt , daß ihm darin
kein formelles Bedenken enkgegenstehcn dürste.

(Verliest :)

«Die Minderheit (Zedelius)  hält zwar ebenfalls der Strenge

nach , diesen Antrag für vollkommen begründet , sie glaubt

indeß , daß , in Erwägung die Staalsregierung die fragliche
Mannschaft nur in der Erwartung nicht entlassen har , es

werde hinsichtlich ihrer längeren Präsenzzeit in Kürze eine
Verständigung mit dem Landtage erreicht werden , und diese

j Erwartung nunmehr bereits in Erfüllung gegangen ist , die

i Nichtentlaffung der Mannschaft nicht in dem Maße unge-
! rechtferiigt ericheint , um davon die von der Mehrheit des

! Ausschusses beantragte Folge knüpfen zu müssen.
Die Minderheit beantragt daher:

die in Frage stehenden Summen werden unverkürzt
bewilligt ."

Reg . Komm . Meinardus : Die frühere Präscnzzeit in

den Fürstenthümern ist nicht in Ucbcreinstimmung mit der

Bundesgesetzgcbung , das wird von dem allgemeinen Landtage
sowohl als von der Staatsregierung anerkannt . Die Bun¬

desgesetzgebung verlangt eine Präsenzzelt von 18 Monaten
Ist diese Präsenzzeit , die im Augenblicke in Eutin und Bir¬

kenfeld stattsindet , nach der Bundesgesetzgcbung gerechtfertigt,
so hat die Staalsregierung auch die dortige Stärke sortbcste-

hen lassen dürfen , weil sie nach der Bundesgesetzgcbung vor¬

geschrieben ist , welche nach dem Art . 159 des Staatsgrund-
gesetzes ohne Weiteres in dem Großherzvglhume verbindliche

Kraft haben soll . Wenn also der allgemeine Landtag darin
eine Aenderung beschließen sollte , so würde das nach der An¬

sicht der Staatsregierung gegen die Vorschriften der Bundes¬
gesetzgebung sein , die Sie anerkannt haben durch den in erster

Lesung kürzlich gefaßten Beschluß wegen der Präfenzzeit.
68
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Abg . Mölltng : Za , m . H -, über die Bundeskyiegsver-
lassung und in wiefern sie noch geltend ist , ist so viel schon
geredet , daß ich nicht darauf zurückkommen will . Ich meine
aber , daß die Erklärung des Herrn Regierungs - Kommissars
im graden Widerspruche mit dem eigenen Verfahren der Staats¬
regierung steht . Die Staatsregierung , wenn sie glaubte , ohne
Weiteres aus eigener Machtvollkommenheit den Bundesbeschluß
vom 24 . Juni 1844 vollziehen zu können , so hätte sie gar
nicht nöthig gehabt , die prov . Verordnung vom 21 . April 1819 zu
erlassen . Sie ging anfangs den rechten Weg . Sie hat sie
erlassen , sie hat sie dem Landtage zu seiner Zustimmung vor¬
gelegt , der . Landtag hat diese Zustimmung verweigert , und ich
verirre , die Staatsregicrung hat sodann sofort das Wegfallen
ihrer provisorischen Verordnung öffentlich publizirt . Damit ist
die alte Präsenzzeit , das alte Recht wieder hergestellt . Mitdiesem
Augenblicke entstand die unabweisliche Pflicht der Staatsre¬
gierung , den vormaligen Zustand auch faktisch wieder emtre-
ten zu lassen . Dies hat sie nicht gethan . Daß die Staats¬
regierung also im Unrecht war , nachdem der Landtag diesen
Beschluß gefaßt hatte , daß sie in dem Augenblicke ypn da an
wieder die alte Präsenzzeit cintreten lassen mpßte , unterliegt
keinem Zweisil . Die Mehrheit des Ausschusses geht von dem
richtigen Grundsätze aus , daß ein Gesetz keine rückwirkende
Kraft hat und von der zweiten Voraussetzung , daß mit dem
1 . März der Beschluß des Landtags vom 20 . v. M . zum Ge¬
setz erhoben sein würde . Diese Voraussetzung ist nicht einge¬
troffen , mithin folgt von selbst , daß nicht allein die verwen¬
deten Summen für Januar und Februar , sondern auch für
die Folgezeit hinwegfallen müssen . Wir schreiben heute den
3 . März . Noch ist der Beschluß des Landtags durch die Zu¬
stimmung der Staatsregicrung nicht zum Gesetz erhoben.

Es ist möglich , daß das Gesetz gar nicht erscheint , mög¬
lich . daß noch Monate darüber hingehcn , uud ich glaube , daß
wir jetzt in der Lage sind , diesen Ausschußanlrag , wie er vvr-
liegt , auch bestimmt für die Folgezeit zu präcisiren . Der Herr
Berichterstatter hat gesagt , dieser Beschluß solle nur vorläufig
gelten , und der Ausschuß werde darauf zurückkommen . Da¬
mit würde vielleicht wieder eine neue Verhandlung nölhia wer¬
den . Zch glaube , da wir auf den Antrag der Mehrheit des
Ausschusses fortbauen können , einen bestimmten Antrag stel¬
len zu müssen , den ich jetzt vorlesen will . Er lautet , wie folgt:

„Die fernere Löhnung wird nur von da an bewilligt,
da die Staatsregierung dem vom Landtage am 20.
v - M . beschlossenen Gesetzentwürfe Lurch ihre etwa cr-
theilte Zustimmung und Publikation Gesetzeskraft verlei¬
hen wird , bis dahin aber nicht bewilligt , insofern sie
nämlich für einen Dienst verausgabt wird , der nicht
m die gesetzlich noch feststehende Präsinzzeü fällt . "

Dieser Antrag würde nur dem Schlußautrage hinzuzu¬
fügen sein , also bloß ein Amendement zu demselben . Die Be¬
gründung ist bereits in dem Vorigen enthalten , denn wenn
wirklich die Ausgabe für die beiden Monate als ungesetzlich
anerkannt wird , so ist sie es solgcweise auch für die folgen¬
den . Wenn wir auch mit dem Mantel der christlichen Liebe,

so dürfen wir doch nicht mit dem Geldbeutel des Volkes die
Gesetzwidrigkeiten der Staatsregierung zudecken . Es ist in
der Hguptdebatte sowohl als in dem Berichte , der über die
Präsenzzeit erstattet worden ist, als Motiv des damaligen An¬
trages hervorgehoben worben , daß er nur gestellt sei, um die
nicht zu rechtfertigenden Zustände in den beiden Fürstenthü-
mein abzuschaffen . Darauf beruht der Antrag der Mehrheit
des Ansschgffes und der von mir gestellte Zusatzantrag des¬
gleichen . Der Antrag der Minderheit ist mit der Mehrheit
des Ausschusses im Rechtspunkle einig . Er beruht nur auf
der Erwartung einer Verständigung . Die Erwartung der
Verständigung kann aber nicht Unrecht in Recht , Ungesetzlich¬
keit in Gesetzlichkeit verwandeln . Zch habe den Antrag noch
nicht zur Unterstützung stellen können , und ersuche den Herrn
Präsidenten , die Unterstützungssiage zu stellen.

(Viceprästdent Wibel  hat inzwischen Las Präsidium über¬
nommen .)

Viceprasident Wibel : Der eingebrachtr Antrag lautet:
„Zusatzankrag zum Anträge XXII . des Ausschusses,

„Die fernere Löhnung wird nur von da an bewilligt,
da die Staatsregicrung dem vom Landtage am 20.
v . M . beschlossenen Gesetzentwürfe durch ihre etwa er-
theilte Zustimmung und Publikation Gesetzeskraft ver¬
leihen wird , bis chahin aber nicht bewilligt , insofern sie
nämlich für einen Dienst verausgabt wird , der nicht in
die gesetzlich noch feststehende Präsenzzeit fällt ."

Zch hätte die Frage zu stellen , ob dieser Antrag unter¬
stützt wird?

(Die Unterstützung erfolgt .)
Er ist hinlänglich unterstützt und kommt daher mit zur

Diskussion . Der Abg . Kitz hat das Wort.
Abg . Kitz : M . H . ! Wenn die Regierung damals der

Ansicht gewesen wäre , die jetzt ausgesprochen ist vom Mini-
nistertische , daß die Präsenzzeit in den Fürstenthümern im Wi¬
derspruche stände mit der Bundeskriegsverfaffung , was ich al¬
lerdings auch glaube , und daß sie diesen Widersprich aus eige¬
ner Machtvollkommenheit heben müsse , so hätte sie konsequent
damals , als der Landtag den Antrag , die Präsenzzeit in Ge¬
mäßheit der Bundesbeschlüsse zu bestimmen , verweigerte , ja
daS thun können , was jetzt eben ausgesprochen ist ; aber statt
dessen hat sie das Gesotz förmlich publizirt , sie hat auf Grund
des Beschlusses des Landtages auf gesetzlichem Wege das frü¬
her bestandene Gesetz wieder hergo -tollt , und so haben wir uns,
wie setzt die Sache liegt , formell bei Bewilligung des Bud¬
gets nur an Pie Landesgesetze  zu Hallen , wie sie gegen¬
wärtig bestehen und in den Amtsblättern publizirt sind . Zn-
deß es handelt sich hier darum , ob dieses förmliche Gesetz , wie
eL jetzt vorliegt , nicht von Seiten der Staatsregierung und
des Landtags eine Abänderung erfahre . Hierüber sind die
Verhandlungen noch schwebend , es wird sich erst in 2 . Lesung
entscheiden , was der Landtag in dieser Beziehung beschließen
wird . Zch glaube nun aber , daß eben , weil eine Entscheidung
hierüber noch nicht erfolgt ist , wir zweckmäßiger Weise,
La die jetzige Verhandlung doch offenbar damit konnex ist,



die Beschlüsse heute in dieser Angelegenheit noch aussctzen , bis

der ankere Gesetzentwurf seine Erledigung gefunden hat , und

deswegen will ich den Antrag stellen:
„Die Beschlüsse über diese Anträge sind so lange auS-

zusetzen , bis der Gesetzentwurf , betreffend die Präsenz¬

zeit , in zweiter Lesung erledigt ist.«

Vizepräsident Wibel : Der Antrag lautet also:

„Die Beschlüsse über diese Anträge sind so lange aus-

zwetzen , bis der Gesetzentwurf , betreffend die Präsenz¬

zeit , in zweiter Lesung erledigt ist."

Ich frage , ob der Antrag unterstützt ist ? — ( Die Unter¬

stützung erfolg :.) Er hat die Unterstützung gefunden , steht

also mit zur Diskussion . — Der Abg . Lin bemann  hat
das Wort.

Abg . Lindemann : Ich muß der Aussetzung aus den

Gründen , die Kitz dafür angeführt hat , unbedingt wider¬

sprechen ; das Faktum , was der Ausschußbericht vorlegt , und

wonach der Ausschuß sich dahin ausgesprochen , daß für die

ungesetzlichen , nach oldenburgischrm Rechte ungesetzliche Prä¬

senzzeit keine Ausgabe bewilligt werde , ist vollständig beendet

und vollendet , dafür brauchen wlr keine neuen Bestimmungen

mehr aus dem neuen uns vorgeschlagenen Gesetze zu entneh¬

men . Das Gesetz — und das ist namentlich der Grund des

Ausschußberichtes — wird nicht auf die Vergangenheit bezo¬

gen ; das Unrecht der Vergangenheit ist klar , das Unrecht der

Vergangenheit muß uns bestimmen , dafür keine Zahlung zu

bewilligen und was das alte Gesetz dem alten Unrecht noch

an neuem Unrecht hinzufügt , ist durchaus gleichgültig ; hier

ist nur die Rede von Geldern , die bereits ausgegeben sind,

nachdem das oldenburgische Gesetz bestimmt hat , das alte soll

nicht mehr in Kraft sein , und darüber könüen wir heüte ent¬

scheiden , ohne weiter den Erfolg des neuen Gesetzes zu er¬
warten.

Vizepras . Wibel : Es hat sich Niemand mehr ums

Wort gemeldet , ich schließe also die Diskussion und frage nur

Len Berichterstatter , ob er das letzte Wort begehrt.

Berichterst . Niebour I . : Ich verzichte.

Abg . Mölling : Ich bitte als Antragsteller noch ums

Wort zur weitern Begründung meines Antrags.

Vizepras . Wibel : Rach Schluß der Debatte haben Sie

nicht mehr das Work nach der Geschäftsordnung . Wir wür¬

den also zur Abstimmung schreiten . Es liegen nun 4 An¬

träge vor , nämlich die beiden Anträge der Ausschußmehrheit

und der Ausschußminderheit , sodann der Antrag des Abg.

Mölling,  der einen Zusatz zu dem Anträge der Mehrheit

beschlossen sehen will , und der Antrag des Abg . Kitz , der

die Aussetzung aller Beschlußfassungen beantragt . Es hat

zwar auch der Ausschuß , nach den Worten des Berichterstat¬

ters , seinem Anträge die Deutung gegeben , es solle nur ein

vorläufiger Beschluß sein ; nichts desto weniger würde ddch

der Antrag des Abg. Kitz vorausgehen müssen, weil er auch
nicht einmal eine vorläufige Beschlußfassung beabsichtigt . So

würde ich also in folgender Ordnung die Abstimmung vor

nehmen : Erst der Antrag des Mg . K itz , svdanw das Amen¬

dement des Abg . Mölling  zum Mehrheitsantrage des Aus¬

schusses , hierauf der Antrag der Mehrheit des Ausschusses und

schließlich der Antrag der Minderheit des Ausschusses , welcher

dahin geht , daß die in Frage stehenden Summen unverkürzt

bewilligt werden sollen . Wenn hiergegen kein Widerspruch er¬

folgt , so verfahre ich danach bei der Abstimmung . Zuerst der

Antrag des Abg . Kitz:
„Die Beschlüsse über diese Anträge sind so lange auS-

zusetzen , bis der Gesetzentwurf , betreffend die Präsenz¬

zeit , in zweiter Lesung erledigt ist ."

Zch ersuche die Herren , die damit einverstanden sind , sich

von ihren Sitzen zu erheben . — Der Antrag ist angenom¬

men . Darnach wären die andern Anträge erledigt und wir

gingen weiter zum folgenden Punkte.
(Der Präsident Kitz nimmt seinen Sitz wieder ein .)

Berichterst . Niebour I. : Es wird jetzt Schwierigkeit

haben , im Bericht fortzusahren . Ich weiß nicht , ob die Ver¬

handlung vielleicht ganz abzubrechen wäre.

Abg . Wibel : Ich möchte auch glauben , daß wir nach

diesem Beschlüsse kaum aus eine weitere Berathung eingehen

können . ES stehen nachher beide Anträge , der der Mehrheit

und der der Minderheit des Ausschusses , neben einander.

Abg . Zedelius . Meiner Ansicht nach würde der Be¬

schluß der Versammlung nur über diejenigen Punkte auszu¬

setzen sein , wo eben Anträge der Mehrheit und der Minder¬

heit gestellt sind . Es sind aber viele Punkte im Berichte des

Ausschusses , wo dies nicht der Fall ist , und über diese jetzt

Beschluß zu fassen , scheint mir unbedenklich.

Präsident : Wird vbn Seiten des Herrn Berichterstat¬
ters gegen diesen Vorschlag Bedenken erhoben?

Berichterst . Niebour I. : Die Berathung wird getheilt

werden müssen.

Präsident : Sind nicht viele Anträge vorhanden, wobei
diese Meinungsverschiedenheit gar ' nicht irr Befracht ' kommt?

Abg . Zedelius : Das sind eben die meisten . Es sind

vielleicht nur 8 bis 7 Anträge , wo verschiedene Meinungen

vorhanden sind , alle in Bezug auf die Präsenzhaltung in den

Fürstenthümern.

Präsident : Zch würde also Vorschlägen, die Reihenfolge
beizüvehalken , und bei jedem Anträge , wo diese Meinungs¬

verschiedenheit sich kund giebt , die Beschlußfassung auszusetzen.

Berichterst . Niebour I . : Dann fahre ich fort aüf Seite

20 des Berichts:

„0 . Artillerie . . . . 44,205 34,68 ^

Für die , durch Auflösung der Convention mit den Freien

Städten ain 1 . Mai d . I . überzählig werdenden Chargen,

findet sich die gesammte Verpflegung ( wenn auch als Extra¬

ordinär ium ) mit zusammen 5453 11,50 ^ ausgeworsen.

Da nun entweder vütch PensivMuirg ' Mt vollem Gehalt,

oder auf andere Weise vom 1 . Mai an ausreichend für diese

Chargen gesorgt werden muß , und da durchaus nicht zu be¬

zweifeln ist, daß die Regierungen der Freien Städte ihre Brr-
68 *
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Kindlichkeiten vollständig erfüllen werden * ) , so beantragl der
Ausschuß:

„Für die am 1. Mai d . Z . übercomplct werdenden
Chargen der Artillerie wird die Löhnung im Betrage
von 2264 H 32 ^ nicht bewilligt ."

Präsident : Da Niemand sich hierüber zum Worte mel¬
det , bringe ich den Antrag zur Abstimmung:

,/Für die am 1 . Mai d. Z . Überkomplet werdenden
Chargen der Artillerie wird die Löhnung im Betrage
von 226t 32 nicht bewilligt ."

Diejenigen , welche diesen Antrag annehmen wollen , bitte
ich aufzustchcn.

(Die Versammlung erhebt sich.)
Der Antrag ist angenommen.
Berichterst . Niebour I . (verliest ) :
„Die bei der Artillerie gegenwärtig präsent zu haltende

Mannschaft ist so berechnet , daß in Zukunft bei der einen
Batterie genau so viel Gemeine präsent sein werden ( 78 ) , alS
früher und bislang bei beiden.

Es ist diese Zahl wie folgt ermittelt:
20 Mann werben alö normalmaßige Rekruten für Kon¬

tingent , Reserve und Ersatz jährlich als Fußkanoniere
eingestellt.

44 Mann ebenso als Fahrkanonicre.
4 Mann als Ersatz im Frieden ( 12 pr . Ct .) .
6 Mann als normalmäßige Rekruten (einschließlich Fcie-

descrsatz ) der Pioniere.
20 Mann , welche durch die Präsentbaltung der Fußka¬

noniere während 2 '/ , Jahre im Dienst sind.
44 Tramsolbaten , welche bei der Artillerie zu Fahrer

ausgebildet werden.

Zus . 78 Mann.

Zunächst würde hier in Bezug auf die Friedens - und
Kriegs - ( s/z pr . Ct .) Ersatz -Mannschaft das bei der Infanterie
Gesagte gelten müssen , wenn nicht eine Abkürzung der Dienst¬
zeit dieser Leute ohnehin schon durch die Anforderungen der
Bundes -Kriegs -Vcrsassung , betreffend die Präsenthaltung der
Artillerie -Mannschaft überhaupt ( '/z ohne die Mannschaft
bei der Friedens -Bespannung ) , verhindert würde . Wollte man
nämlich die Ersatzmannschaft nur 6 Monate im Dienst hal¬
ten , so müßten dafür , um die nöthige Präsentstärke zu erlan¬
gen , so viel mehr Leute des Contingents länger  als 48 Mo¬
nate dienen.

WaS sodann die Präsenthaltung der 20Fußkanoniere in
Folge der Verlängerung der Ausbildungszeit auf 2V ? Jahr
anbetrifft , so sind dabei weniger militairische Gründe *) , als

' ) Die ZusiiK -Actc zur Brigade -Convention vom 6 . Januar 1834 sagt:
§ . 2 . Die in Folge einer solchen Aufkündigung durch Peusioni-
rungcn oder Entschädigungen an zu entlassende , bisher gemeinschaftlich
verpflegte Individuen , entstehende Zahlungen , sollen von dem aufkündigcnken
Theit getragen werden.

" ) In dem mehr als halb offiziellen , 1846 in Hannover erschiene¬
nen Werke : „die Formation der hannoverschen Armee " heißt es Seite

vielmehr sdic Bestimmungen der Bundes -KriegS -Verfassung
über den Präsentstand maßgebend gewesen . Es liegt aber
dabei in soweit ein Jrrthum zum Grunde , als Seite 7 der
Beilage I . zum Voranschlag der Militair -Ausgaben pro 4854
die Präsentstärke zu 92 Köpfen ermittelt ist , dagegen Seite
9 außer Acht gelassen wurde , daß von den 4 Mann Frie¬
densersatz ( 12 pr . Ct . ) wenigstens eine  Einstellung stets
präsent sein wird.

Es wird sich danach die Zahl der auf 2 '/ ^ Jahr im
Dienst zu haltenden Fußkanoniere von 20 auf 46 ermäßigen
lassen und beantragt der Ausschuß:

Die Löhnung für 4 Fußkanoniere vom 1. Mai bis
ultimo Dezember im Betrage von 64 H wird nicht
bewilligt ."

Reg .-Komm . MeinarduS : Gegen vcn Antrag , für 4
Fußkanoniere den Löhnungsbetrag von 60 Thlr . nicht zu be¬
willigen , ist nichts einzuwenden , denn wie ganz richtig vom
Ausschuß bemerkt ist , würde sich der Abgang von selbst er¬
geben . Es ist im Voranschläge nicht ausdrücklich darauf Be¬
dacht genommen , weil die Leute gerade in der Ausbildung
begriffen sind , da aber die Leute 2 — 3 Jahr dienen , so wird
in der Regel eine Durchschnittsersparniß auch bei diesem cin-
trcten . Es kommen in der Begründung des Antrags einige
Anführungen vor,  über die ich mir ein paar Worte erlaube.
Zunächst ist gesagt , es dienen in Zukunft bei der einen Bat¬
terie genau so viel Gemeine als früher bei beiden , der Prä¬
senzstand sei derselbe , früher und jetzt . Das ist richtig , cS
sind sogar nach der neuen Formation , die mit Mai cintreten
wird , noch ein paar Gemeine mehr bei einer  Batterie als
früher bei beiden.  Dabei ist aber übersehen , daß unter die¬
sen 78 Mann 44 Trainsoldaten stecken , das sind keine Ar¬
tilleristen , sie sind der Artillerie nur zugetheilt , um als Fah¬
rer ausgebildet zu werden . Sie gehören zur Formation der
Artillerie gar nicht , so daß also danach gemeine Artilleristen
nur 61 Mann verbleiben . Es ist dieses ausdrücklich gesagt
worden in dem Organisationßplan , der dem Voranschlag an¬
gelegt ist ( Seite 5 ) , wo die Verthcilung dieser Tramsolbaten
besprochen wird und wo ausdrücklich gesagt ist , es würden
diese der Artillerie nur überwiesen , um als Fahrer ausgebil¬
det zu werben . Dennoch würde der Stand der Gemeinen
von 64 Mann , wie er künftig sein soll , gegen 74 , wie er
früher bei 2 Batterien war,  immer noch als unvcrhältniß-
mäßig hoch erscheinen . Das liegt daran , daß verhältnißmäßig
die Zahl der Chargen  sehr verringert ist . Nach dem bis¬
herigen Etat sollten bei beiden Batterien sein 11 Offiziere,
nach dem neuen Etat werden vom 1 . Mai an nur 8 da sein;
nach dem alten Etat sollen 44 Unteroffiziere da sein , künftig

99 : „ Bei der Artillerie findet die Einstellung der Pflichtigen am 19 . Ok¬
tober jeden Jahres Statt , und cs bleiben selbige bann bis zum 16 . Januar
des folgenden zweiten Jahrs , folglich 18 Monate  ununterbrochen im
Dienste . Nach dieser Zeit werden sie ohne Sold beurlaubt , und während
ihrer fernere » Dienstzeit nur zu de» gewöhnlichen jährlichen Hebungen so
oft wieder cinberufcn , daß jeder Man » mindestens 18 Monate activ dient.
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24, 12 Oberkanoniere, künftig nur 6 , 5 Hornisten, künftig
nur 4 ; 74 Gemeine, künftig 64, so daß die Kopfzahl deö
bisherigen Etats für zwei  Batterien 114 betrug, für eine
Batterie vom 1. Mai d. Z. an 106 Köpfe, die stets präsent
sein sollen. Nun könnte es allerdings noch der geehrten Ver¬
sammlung scheinen, als wenn durch die Reduktion der zwei
Batterien auf eine  die Kopfzahl sich auch um die Hälfte
hätte verringern müssen; aber das ist nicht der Fall, weil die
zwei Batterien, die bisher gestellt wurden, auf die Stellung
von 8 Geschützen berechnet waren. Die geringste Zahl Ge¬
schütze, welche nach der Bundcskriegsverfaffung von einem
Staate gestellt werden darf, beträgt sechs. Also eine Bat¬
terie, die Oldenburg allein zu stellen bat, muß aus 6 Ge¬
schützen bestehen. Darin lag, wie ich beiläufig bemerke, einer
der großen Vorthcile, die durch die Konvention herbcigcführt
wurden, daß durch die Vereinigung Oldenburgs mit den
Städten beide zusammen nur 8 Geschütze zu stellen brauch¬
ten, als sic sich aber trennten, mußte jedes 6 Geschütze stel¬
len, als die geringste zulässige taktische Einheit. Nach dem
Lcrhältniß von 8 Geschützen zu 6 würden sich aus 144 Kö¬
pfen der bisherigen8 Geschütze für die 6 künftigen Geschütze
110 ergeben. Der neue Etat , der vom 1. Mai d. Z. an
cintreten soll, enthält 103 Köpfe, woraus hcrvorgeht, daß
dies nicht im Mißverhältniß steht zu der Organisation der
Artillerie, wie sie bisher bestanden hat.

Ferner ist im Ausschußberichte angeführt: „Was die
Präsenthaltung der 20 Fußkanvniere auf 2^ Jahre betrifft,
so sind dabei weniger militärische Gründe maßgebend gewe¬
sen rc." Dabei ist auf Hannover Bezug genommen in einer
Note, wo auf ein mehr als halb offiziell genanntes, 1846
erschienenes Werk hingewiesen wird, nach welchem die hanno¬
verschen Artilleristen nur einschließlich der Uebungszeiten, min¬
destens 18 Monate präsent sein sollen. Unsere Fußkanvniere
sind in der Formation als 2'/^ Jahre präsent angenommen
Dabei ist indeß übersehen worden vom Finanzausschüsse, daß
die 18 Monate Präsenzzcit in Hannover nicht für die Fuß-
kanoniere vorgeschriebe« sind, sondern für die Fahrkanoniere,
und Daß in unserer Formation für die Fahrkanoniere auch
nur 18 Monate bestimmt sind. Nur für die Fußkanoniere,
wegen der größeren Vielseitigkeit, die ihre Ausbildung ver¬
lang!, ist eine Präsenzzcit von 2^ Jahr angenommen. Was
nun das Verhältnis! der Präsenzzeit unserer Fußkanvniere zu
der Hannovers betrifft, )o glaube ich kaum, daß wir, was
die Wohlfeilheit betrifft, Hannover nachahmen sollen. Die
Fußartilleristcn in Hannover sind nämlich Kapitulanten, die
immer präsent  sind und zwar auf 10 Jahre engagirt und
in demselben Verhältnisse zeitweilig beurlaubt werden, wie die
Kavallerie in Hannover, nämlich mit voller Verpfle¬
gung,  und dürfen sie erst überhaupt beurlaubt werden, nach¬
dem sie 2 Jahre ununterbrochen gedient haben. Dann nur
kann einem kleinen Theile ein Urlaub auf bestimmte Zeit und
wie gesagt, mit voller Verpflegung ertheilt werden, so daß
die Beurlaubung der Präsenthaltung vollkommen gleich ist,
was den Kostenpunkt betrifft. Diese Dienstzeit für die Fuß¬

artillerie, wonach sie 10 Jahre präsent sein müssen, habe ich
aus einem Werke entnommen, was die geehrte Versammlung
wohl auch als halbossiziell wird gelten lassen, wie der Aus¬
schuß das andere Werk bezeichnet. Es ist ein Jahr später
erschienen als dasjenige, was der Ausschuß ansührt, und von
dem sich der Verfasser nicht genannt hat , welches übrigen«,
wie ich zufällig weiß, völlig glaubwürdig ist — dessen Ver¬
fasser ist im Hannoverschen Kriegsministerium angestellt. —
Dieses, was ich jetzt anführe, ist von dem Hannoverschen
Kriegsminister selbst, dem damaligen Obristlieutenant Jacobi.
Daher ist an der Zuverlässigkeit dieser Angabe wohl nicht zu
zweifeln.

Präsident : Die Diskussion hierüber ist geschlossen und
hat der Berichterstatter noch das Wort.

Berichterst. Niebour I. : Ich wollte nur bemerken, daß
ich auf diese Angaben in Betreff Hannovers keinen großen
Werth lege. Das offizielle Werk stand mir nicht zu Gebote,
es ist, wie ich glaube, hier nur in einem Exemplare zu haben,
— ein schwacher Versuch, es mir zu verschaffen, hat kein
Resultat gehabt.

Präsident : Der Antrag lautet:
„Die Löhnung für 4 Fußkanoniere vom 1. Mai bis
ultimo Dezember im Betrage von 64Thlr . wird nicht
bewilligt."

Die Herren, welche diesen Antrag annehmen wollen,
bitte ich, sich zu erheben.

(Oie Mehrheit erhebt sich.)
Der Antrag ist angenommen.
Berichterst. Niebour I. (verliest) :
„Was die während 1 Jahr im Dienst zu haltenden

Trainsolvaten anbetrifft, io beantragt der Anschuß unter
Hinweisung auf daS zur Mvtivirung des Antrags XXI. Ge¬
sagte:

Die Löhnung für 14 Trainsoldaten vom 1. Mai bis
ultimo Dezember im Betrage von 224 Thlr. wird
nicht bewilligt."

Präsident : Unter Annahme des Schlusses bringe ich
diesen Antrag zur Abstimmung. Er lautet:

„Die Löhnung für 14 Trainsoldatm vom 1. Mai bis
ultimo Dezember im Betrage von 224 Thlr. wird
nicht bewilligt. "

Die Herren, die diesen Antrag annehmen wollen, bitte
ich sich zu ei heben.

(Die Mehrhstr erhebt sich.)
Der Antrag ist angenommen.
Berichterst. Niebour I. (verliest) :
»Werden die Anträge XXVI. , XXVII. und XXVIII. zn

Beschlüssen erhoben(wie geschehen ist) , so ermäßigt sich der
Voranschlag von 14,205 Thlr. 34,68 Gr. für Löhnung der
Artillerie beziehentlich um 2264 Thlr. 32 Gr.

6^ „ — „

Zusammen 2552 Thlr. 32 Gr.
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Der Ausschuß beantragt daher:

An Löhnung für Offiziere und Mannschaft der Artil¬

lerie werden nur 11,653 Thlr . 2,68 Gr . bewilligt . "

Präsident : Ich bringe den Antrag zur Abstimmung.
Die Herren , welche dem Anträge des Ausschusses:

„An Löhnung für Offiziere und Mannschaft der Ar¬
tillerie werden nur 11,653 Thlr . 2,68 Gr . bewil¬

ligt . "
beltretcn wollen , bitte ich sich zu erheben.

(Die Mehrheit erhebt sich.)

Der Antrag ist angenommen.
Berichterst . Niebour l. : Die ferneren zwei Anträge

müssen jetzt ausfallcn . Wir gehen über zu ( verliest ) :

„h . 2 . Pferde - Rationen : 52,107 Thlr . 28,50 Gr.
X . Staab des TruppencorpS : 1671 Thlr . 63 Gr.

Zn Betreff der Rationen für die Dienstpserde der Offi¬

ziere überhaupt ist der Ausschuß einstimmig der Ansicht , daß

die Vergütung dann und in soweit  wegfallen müsse , als

ein Offizier weniger Pferde hält , wie ihm vergütet werden,

Ohne hierauf einen besonderen Antrag stellen zu wollen,

scheint eS dem Ausschuß , daß dies füglich so geschehen könne

(wie es auch mit den Quartiergeldern der Offiziere bei Be¬

urlaubungen gehalten wird ) , daß die Ration nur dann weg¬

fällt , wenn während eines ganzen  Monats das Pferd

nicht gehalten wurde.
Der Ausschuß beantragt:

Für Rationen beim Staabe des Truppencorps wer¬

den 1671 Thlr . 63 Gr . bewilligt . "

Präsident : Zch bringe den Antrag unter Annahme
des Schlusses zur Abstimmung . Der Antrag lautet:

„Für Rationen beim Staabe des Truppencorps wer¬

den 1671 Thlr . 63 Gr . bewilligt . "

Die Herren , welche diesem Anträge beitreten wollen,

bitte ich sich zu erheben.
(Die Mehrheit erhebt sich.)

Der Antrag ist angenommen.
Bcrichterst . Ntebour I . (verliest ) :

„8 . Infanterie 1663 Thlr . 57 Gr.

Wenn gleich in der Folge durch Umformung der Birken¬

felder Abtheilüng die Ration für den Adjutanten erspart wer¬

den möchte ( in diesem Jahre zum Betrage von 98 Thlr.

25 Gr .), so beantragt der Ausschuß dennoch:

Für Rationen bei der Infanterie werden 1663 Thlr.

57 Gr . bewilligt . "

Präsident : Zch bringe den Antrag zur Abstimmung.
Die Herren , welche dem Anträge des Ausschusses:

„Für Rationen bei der Infanterie werden 1663 Thlr.

57 Gr . bewilligt ."

beitreten wollen , bitte ich aufzustehen.
(Die Mehrheit erhebt sich.)

Der Antrag ist angenommen.
Berichterst . Niebour l . (verliest ) :
„6 . Artillerie 6715 Thlr . 34,50 Gr.

Mit Bezugnahme auf die Motive zum Anträge XXVI.

werden hier zwei Rationen für einen Hauptmann ' und zwei
Rationen für zwei Lieutenants , welche mit dem 1. Mai d.

I . Überkomplet werden , von da ab wegfallen.
Antrag : ,

Der Voranschlag wird hiernach um 306 Thlr . 18
Gr . vermindert . "

Präsident : Die Herren, die diesen Antrag:
„Der Voranschlag wird hiernach um 306 Thlr . 18
Gr . vermindert ."

annehmen wollen , bitte ich aufzustehen.
(Die Mehrheit erhebt sich.)

Der Antrag ist angenommen.

Bcrichterst . Niebour I . (verliest ) :

„Zur Ausbildung der 14 Trainsoldaien , welche , wie oben

erwähnt , die Regierung - jährlich während eines Jahres bei der

Artillerie auSbilden - zu lassen beabsichtigt , ist die Erhöhung

des normalen Pferdedestaüves von 33 Truppfcrden um wei¬

tere 6 Pferd ? erforderlich erachtest , und sind demnach vom

1. Mai an die Rationen stir 41 Pferde veranschlagt . Mit Bezug¬

nahme auf die Anträge XXI . und XXVIII : glaubt indessen der

Ausschuß , die Rationen dieser sechs über die Anforderungen

der BundeSkriegsverfassung hinaus zu haltenden Pferde mit

459 Thlr . 27 Gr ., sowie auch die Rationszulage für dieselben

während des Kantonriements mit 3 Thlr . 36 Gr . zur Be¬

willigung nicht empfehlen zu können und beantragt daher:

Der Voranschlag ist in diesem Sinne um 462 Thlr

63 Gr . zu vermindern . »

Präsident : Ich bringe diesen Antrag unter Annahme
des Schlusses zur Abstimmung . Der Antrag lautet:

„Der Voranschlag ist in diesem Same um 462 Thlr.

63 Gr . zu vermindern ."

Die Herren , welche ihn annehmen wollen , bitte ich, sich

zu erheben . — ( Die Mehrheit erhebt sich.)

Der Antrag ist angenommen.

Bcrichterst . Niebour I . (verliest ) :

„Werden die Anträge XXXIV . und XXXV . zu Be¬

schlüssen erhoben ( wie geschehen ) , so beantragt der Ausschuß:

Für Rationen bei der Artillerie werben nur 5946 Thlr.

25,50 Gr . bewilligt . "

Präsident : Ich bringe diesen Antrag zur Abstimmung.
Derselbe lautet:

„Für Rationen bei der Artillerie werden nur 5916

Thaler 25,50 Gr . bewilligt ."
Die Herren , welche diesem Anträge belstimmcn , bitte ich,

aufzustehen . — ( Die Mehrhelt erhebt sich.)

Der Antrag ist angenommen.
Berichterst . Niebour I . (verliest ) :

„O . Reiterregiment 42,056 Thlr . 18 Gr . Diese Summe

kommt hier in Wegfall , da für die Reiterei eine runde Summe

bewilligt ist.
Mit Bezugnahme aus die Anträge XXXII ., XXXIII . und

XXXVI . beantragt daher der Ausschuß:

Anstatt der unter tz. 2 . an Pferderationen aufgcfü ) r-



ten Summe von 52,107 Thlr. 28,5Y Gr. werden nur
9282 Thlr. 1,50 Gr. bewillige."

Präsident : Der Antrag des Ausschusses geht.dcHfn:
„Anstatt der unter Z. 2. gn Pferdcratioiren aufgeführ¬
ten Summe von 52,107 Thlrn. 28,50 Gr. werden
nur 9282 Th!r. 1,50 Gr. dewilligl."

Die Herren, die diesen Antrag annehmen wollen, bitte
ich, aufzustehen.

Angenommen.
Berichterst. Niebour I. : Der folgende tz. 3. ». (S . 28.

bis 28. des Berichts) wird zu überschlagen sein, weil wir den
Paragraph nicht theilen können. Ebenso tz. 3. b. Auf S - 30.
fahre ich fort:

„tz. 4- Quarliergelder . . 11,178 Thlr. 3 Gr.
A. Stab des Truppenkorps. 1494 Thlr. 48 Gr.
Obgleich das Quarticrgeld für den Stabsoffizier, so

lange derselbe Mitglied des Staatsministeriumsist, hier.nicht
zur Ausgabe kommt, so wird dasselbe dennoch ausgeworfen
bleiben müssen.

Der Ausschuß beantragt daher:
An Quartiergeldernfür den Stab beS Truppcukoeps
werden 1494 Thlr. 48 Gr. bewilligt."

Präsident : Ich bringe den Antrag zur Abstimmung.
Die Heeren, die den Antrag des Ausschusses:

„An Quarliergeldern für den Stab des Truppen korps
werden 1494 Thlr. 48 Gr. bewilligt",

annehmen wollen, bitte ich, aufzustehen.
Angenommen.
Berichterst. Niebour I. (verliest) :

„L. Infanterie . 6616 H
sind zu bewilligen.

6. Ariillerie . . . . . . . . 1205 H 27 ^
Nach dem Anträge XXVI., in Betreff der vom 1. Mai

an überzähligen Chargen, fällt hier das Quartiergeld aus für
einen Hauptmann von Mai dis Dec. mit . 72 »P
zwei Lieutenants ebenio . . . 90 H 48 A?

Zusammen: 162 ^ 48 ^
Der Ausschuß beantragk daher:

Än Quartiergelber für die Ariillerie werdennur 1042H
51 bewilligt.«

Präsident : Ich bringe den Antrag zur Abstimmung.
Die Herren, die dem Anträge:

„An Quartiergelver für die Artillerie werden nur
1042 H 51 bewilligt",

beitreten wollen, bitte ich aufzustchen. — (Die Mehrheit er¬
hebt sich.) Angenommen.

Berichterst. Niebour I. (verliest) :
„l>. Reiterregiment . . 1862 H

fällt hier weg.
Der Ausschuß beantragt:

Anstatt der unter tz. 4 veranschlagten Summe von
11,17Ä für Quarticrgclder werben nur 9153 H
27 bewilligt."

Präsident : Ich bringe den Antrag zur Abstimmung
.Die H.rrcn, die dem Anträge:

„Anstatt der untßr H. 4 veranschlagten Summe von
11M8 H für Ouatiergelder wezden nur 9453sH 27 ^
bewilligt",

beitreten wollen, lütte ich aufzustchen. — Angenommen.
Berichterst. Niebour I. (verliest) :

„h. 5. Haushaltungszulagen an verheirathere Unter-
ofsiciere . . 3134 H ZI ^

L. Infanterie . 2397
zu bewilligen.

si. Arrillerw . 484 H
Da diese Zulagen nur der bestimmten Person zu Theil

>werden, so läßt sich nicht eher übersehen, wie viel  mit dem
1. Mai an Zulagen für übercomplete Chargen im Sinne des
Antrages XXVI. zu ersparen ist, als bis die Personen, welche
übercomplel sein werden, namentlich  bezeichnet sind.

Der Ausschuß beantragk daher:
Den Posten von 484 H unverkürzt zu bewilligen."

Präsident : Ich bringe diesen Antrag zur Abstimmung.
Der Antrag laurel:

„Den Posten von 484 H unverkürzt zu bewilligen."
Die Herren, die diesen Antrag annehmen wollen, bitte

ich, aufzustehen. — Angenommen.
Berichterst. Niebour I. (verliest) :

„v. Reiterregiment. . . 253 H
fäüc hier weg.

Antrag:
Auftakt der unter tz. 5. veranschlagten Summe von
3.134 ^ 54 ^ werben 2881 H bewilligt für Haus-
haltungszulagen.

Präsident . Ich bringe diesen Antrag zur Abstimmung.
Die Herren, die dem Anklage:

„Anstatt der unter K. 5 veranschlagten Summe von
3434 4 54 ^ werben 2881 «G bewillig! für Haus-
hallungszulagen,"

beitreten wollen, bitte ich aufzustehen. — Der Antrag ist an¬
genommen.

Berichterst. Niebour I. (verliest) :
6. Alkerszulagen an Unterofsiciere 2887 ^ 66 ^

X. Stab des Truppcncorps . . . . 45 ^ 24 ^
zu bewilligen.

L. Infanterie . 1ZZ6^ 66 ^
zu bewilligen.

6. Artillerie . . . 483 ^ 16 ^
Mit Bezugnahme auf die Bemerkung zu Antrag II . zu

bewilligen.
v. Reiterregiment . . 802 H 32 z,

fällt hier weg.
Antrag:

Anstatt der unter tz. 6. veranschlagten Summe von
2s87 H 66 ^ für Alterszulagen an Unterofsiciere wer¬
den 20 5̂ H 34 ^ bewilligt.«
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Präsident : Ich bringe den Antrag zur Abstimmung.

Tie Herren , die dem Anträge:
»Anstatt der unter tz. 6 veranschlagten Summe von

2887 H 66 ^ für Alterszulagen an Unlerofsiciere

werben 2085 H 31 Ar. bewilligt " ,
beitrcten wollen , bitte ich aufzustehen . Der Antrag ist ange¬
nommen.

Berichterst . Niebour I . : Die Berathung über tz. 7

muß ausgesttzt werden , ebenso über Z. 8 . Ich fahre fort bei

tz. 9 auf S . 3t des Berichts . (Verliest :)

»tz. 9 . Bureau - und Schreibgeldcr : . 1t16 H 48 Ae
L . Stab des Truppenkorps : . . . . 172 ^

Mit Rücksicht auf das Aufhören der Convention sind die

Burcaugctder bei der Brigade -Adjutantur vom 1 . Mai an

von monatlich 8 H bereits auf monatlich 6 H herabgesetzt.

Antrag:
Für den Stab des Truppenkorps sind an Büreau-

gclder 172 «P zu bewilligen ."

Präsident : Ich bringe den Antrag zur Abstimmung.

Die Herren , die diesem Anträge:
«Für den Stab des Truppencorps sind an Bureau¬

gelder 172 H zu bewilligen »,
beitretcn wollen , bitte ich aufzusiehen.

(Die Versammlung erhebt sich.)

Der Antrag ist angenommen.

Berichterst . Niebour I. ( verliest ) :

»8 . Infanterie . . . . . 650 H

zu bewilligen.
6 . Artillerie . 163 H 48 A?

Hier dürften in der Folge vielleicht die Schreibgeldcr für

einen Feucrwcrksmeister mit 20 H jährlich zu ersparen sein ; —

der Ausschuß sicht indessen davon ab , hierauf einen besondern

Antrag zu stellen.
O . Reiter -Regiment . . . . 126 H

fällt hier weg.
Antrag:

An Bureau - und Schreibgeldcr werden 990 H 48 Ai-
bewilligt ."

Präsident : Ich bringe diesen Antrag zur Abstimmung.

Die Herren , die den Antrag:

»An Bureau - und Schreibgelder werden 990 H 48 Ai-

bewilligt " ,

annehmen wollen , bitte ich- aufzustchen.
(Die Versammlung erhebt sich. )

Angenommen.

Berichterst . Niebour I . ( verliest ) :

„tz. 10 . Reparatur an Geschützen , Fuhrwerken und Pfer¬

degeschirr der Artillerie 226 H 48 Ar

Die Summe ist mit Rücksicht auf die bevorstehende Re¬
duktion vom 1 . Mai an entsprechend ermäßigt.

Antrag:

Für Reparatur an Geschützen rc. werden 226 H 48 Ar
bewilligt . »

Präsident : Ich bitte die Herren , die diesem Anträge

«Für Reparatur an Geschützen rc. werden 226 Thlr.

48 Gr . bewilligt " ,

beitretcn wollen , aufzustehen.

(Die Versammlung erhebt sich.)

Angenommen.

Berichterst . Niebour I . (verliest ) :

„tz. 11 . Reparatur deS Reit - und Sattelzeugs deS

Reitel -Regiments 220 Thlr.

fallen hier weg.
tz. 12 . Hufbcschlag und Roßarznei der Trupppferde

1098 Thlr . 56 Gr.
6 . Artillerie . . . 163 ,, 56 »

Mit Rücksicht aus den Antrag XXXV . fallen hier
14 Thlr . 48 Gr . aus.

v . Reiter -Regiment . . 935 Thlr.

fällt hier weg.
Antrag:

Anstatt der unter tz. 12 . für Hufbeschlag rc. veran¬

schlagten Summe von 1098 Thlr . 56 Gr . werden nur

119 Thlr . 8 Gr . bewilligt . "

Präsident : Ich bringe diesen Antrag zur Abstimmung.

Ich bitte die Herren , die diesen Antrag:
»Anstatt der unter Z. 12 . für Hufbcschlag rc. veran¬

schlagten Summe von 1098 Thlr . 58 Gr . werden nur

149 Thlr . 8 Gr . bewilligt " ,

beitrcten wollen , sich zu erheben.

(Die Versammlung erhebt sich.)

Angenommen.

Berichterst . Niebour I. (verliest ) :

„tz . 13 . Instandhaltung und Ersatz deS PferdeputzzeugS
. zu . . . . 374 Thlr . 48 Gr.

6 . Artillerie . . . 44 » 48 «

Dieser Ansatz wird auf die bestehende Düngerkasse , deren

Einnahme sich in diesem Jahre für beziehentlich 52 und 35

Pferde auf etwa 200 Thlr . belaufen wird , zu übernehmen sein,

v . Reiter -Regiment . . 330 Thlr.

Dieser Betrag würde gleichfalls auf die Düngerkasse zu

übernehmen fcin , wenn er nicht ohnehin nach den Beschlüssen

über die Ausgaben für die Reiterei hier wegsiele.

Antrag:
»Die unter tz. 13 . für Instandhaltung des Pferdeputz¬

zeugs veranschlagte Summe von 374 Thlr . 48 Gr.

kommt hier in Wegfall ."

Präsident : Ich bringe Viesen Antrag zur Abstimmung:

»Die unter ß. 13 . für Instandhaltung des Pferdcputz-

zeugs veranschlagte Summe von 374 Thlr . 48 Gr.

kommt hier in Wegfall . '
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Die Herren, die diesen Antrag annehmen wollen, bitte
ich, qufzustehen.

(Die Versammlung erhebt sich,)
Angenommen.
Berichtcrst. Niebour I. (verliest) :
„tz. 14. Scheiben, Blenden rc. 86 Thlr. 48 Gr.
Antrag:

Der Betrag von 86 Thlr. 48 Gr. wird bewilligt.
Präsident : Der Antrag lautet:

„Der Betrag von 86 Thlr. 48 Gr. wird bewilligt."
Die Herren, die diesen Antrag annehmcn wollen, bitte

ich auszustehen.
(Die Versammlung erhebt sich.)

Angenommen.
Berichlerst. Niebour l . (verliest) : „h. 15. Instandhal¬

tung der Musikinstrumente und Musikalicn des Hautboisten-
korps 217 Thlr. 36 gr. Durch die Umwandlung der Haut-
boistcn in zwei Hornistenkorps wird hier nichts zu ersparen
sein. Antrag:

Die Summe von 217 Thlr. 33 gr. wird mit der Er¬
weiterung bewilligt, daß dieselbe event. auch für In¬
standhaltung der Musikinstrumente der Hornistenkorps
zu verwenden ist."

Präsident : Ich bringe diesen Antrag zur Abstimmung.
Die Herren, die den Antrag:

„Die Summe von 217 Thlr. 36 gr. wird mit de?
Erweiterung bewilligt, daß dieselbe event. auch für In¬
standhaltung der Musikinstrumente der Hornistenkorps
zu verwenden ist",

annehmen wollen, bitte ich, aufzustchen.
(Tie Versammlung erhebt sich.)

Ang cnommen.
Berichlerst. Niebour I. (verliest) :

„h. 16. Kleine Ausgaben: . 898 Thlr. 24 gr.
>1. Stab des Truppenkorps. . . 150 „
8. Infanterie . 48-5 „
6. Arlillerie . 113 „ 24 gr.
Es haben bei diesen drei Posten gegen voriges Jahr ent¬

sprechende Herabsetzungen stattgefunden.
l) . Reiterregiment . 150 Thlr.

fallen hier weg.
Antrag:

An kleinen Ausgaben werden 748 Thlr. 24 gr. be¬
willigt."

Präsident : Ich bringe den Antrag zur Abstimmung:
„An kleinen Ausgaben werden 748 Thlr. 24 gr. be¬
willigt."

Diejenigen, welche diesen Antrag annchmen wollen, bitte
ich aufzustchen.

(Oie Versammlung erhebt sich.)
Angenommen.

23.

Damit ist nun der Bericht des Finanzausschusses, soweit
er vor der Sitzung vorlag, erledigt. Es ist gestern noch der
Anfang einer nachträglichen Fortsetzung und so eben im Augen¬
blicke die weitere Fortsetzung vertheilt worden, die ich noch
nicht habe durchschen können, und ich bitte den Herrn Be¬
richterstatter, sich gutachtlich darüber zu äußern, ob dieser Be¬
richt ausrcichen möchte, morgen eine Sitzung auszufüllcn, oder
ob übermorgen eine Sitzung stattsinden könne.

Abg. Bargmann : Ich bemerke, daß schon deswegen
das nicht angehen wird, weil erst heute die zweite Hälfte mit-
gelheilt ist, zudem würbe dieser Bericht auch eine ganze Si¬
tzung nicht ausfüllen. Freilich würde auch bis zum Mittwoch
nichts hinzukommen von dem Finanzausschuß. Ob dessenun¬
geachtet nun am Mittwoch Sitzung sein soll, gebe ich Ihnen
anheim.

Präsident : Sonst wüßte ich allerdings einen Gegen¬
stand für die Tagesordnung zu Mittwoch nicht zu bezeichnen,
als den Bericht des Finanzausschusses. Sollte eine weitere
Fortsetzung nicht inzwischen erfolgen?

Abg. Bargmann : Ja wohl, die würde aber nicht
zeitig genug verkheilt werden.

Präsident : Vielleicht würde sich die Versammlung
davon dispensiren, nachdem sie den Bericht gelesen hätte.

Abg. Bargmann : Uebrigens ist es wohl möglich,
daß dieser Bericht, der die Wittwenkasse betrifft, Diskussion
veranlaßt.

Abg. Zedelius : Ich glaube auch, was schon der Abg.
Bargmann eben bemerkt hak, daß die Fortsetzung des
Berichts des Finanz-Ausschusses vielleicht morgen Abend schon
in den Händen der Abgeordneten möchte sein können. Die
Fortsetzung dürfte zu Verhandlungen schwerlich besondern
Anlaß geben. Nur was jetzt bereits vorlicgt, könnte, weil
Mehrbeils- und Minderheits-Erachten im Bericht ausgespro¬
chen sind, zu Diskussionen führen und es würde ohne Zweifel
der ganze Fmanzausschußberichk, soweit er noch rückständig ist
und nicht auf das Militär sich bezieht, dann in einer Sitzung
zur Erledigung kommen können, indeß wird auch nichts ent-
gegenstrhen, daß die Versammlung beschließt, Mittwoch
Sitzung zu halte».

Abg. Bargmann : Da in diesem Augenblicke auch der
Bericht des Krongrusausschufses mitgetheilt wird, so möchte
ich doch Vorschlägen, daß Mittwoch die Sitzung gehalten
würde.

Abg. Klävemann : Der Bericht des Krongutsaus-
schusses, welcher so eben verkheilt wird, wird bis zu Mitt¬
woch wohl nicht zur Berathung kommen können, weil er bis
dahin noch kaum ganz ausgegeben sein wird. Was hier
vertheilt wird, sind nur die Anfänge des Berichts.

Abg. Bargmann : Dessenungeachtet möchte ich doch
bitten, daß Mittwoch Sitzung sei, damit Donnerstag der

69
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Bericht des Finanzausschusses kein Hlnderniß sei für den
Bericht des Krongutsausschusscs.

Präsident : Jedenfalls glaube ich auch , daß es am
besten ist, wenn ich die Sitzung auf Mittwoch ansetze, etwa

um 11 Uhr . Also nächsten Mittwoch ist Sitzung . Die
Tagesordnung bildet der Bericht des Finanz - Ausschusses.
Die heutige Sitzung ist geschlossen.

(Schluß der Sitzung '/,2 Uhr .)

Namens der Redactions - Commission:

Sprenger.

Gchnellpreffendruck von Gerhard Stalling <n Oldenburg.
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